


 

 

 

 

 

Flächenmanagement in Hochschulen  

Workshop zu Handlungsansätzen hochschulinterner Flächensteuerung 

 

Dokumentation zur Veranstaltung der Bauhaus-Universität Weimar,                             

Professur Betriebswirtschaftslehre im Bauwesen am 19.11.2012 in Weimar   

 

 

Herausgeber: 

Univ.-Prof. Dr.-Ing., Dipl.-Wirtsch.-Ing. Hans Wilhelm Alfen 

Dipl.-Ing., Dipl.-Wi.-Ing. (FH) Anke Schwanck 



 

 

 

IMPRESSUM 

Schriftenreihe der Professur Betriebswirtschaftslehre im Bauwesen 

 

Herausgeber der Schriftenreihe 

© Bauhaus-Universität Weimar 

Fakultät Bauingenieurwesen 

Professur Betriebswirtschaftslehre im Bauwesen 

Univ.-Prof. Dr.-Ing., Dipl.-Wirtsch.-Ing. Hans Wilhelm Alfen  

Marienstraße 7A 

D-99423 Weimar 

Tel.: (+49) 03643/584592 

E-Mail: wilhelm.alfen@bauing.uni-weimar.de 

 

Herausgeber Band 18 

Univ.-Prof. Dr.-Ing., Dipl.-Wirtsch.-Ing. Hans Wilhelm Alfen  

Dipl.-Ing., Dipl.-Wi.-Ing. (FH) Anke Schwanck 

 

Bezugsmöglichkeit 

Verlag der Bauhaus-Universität Weimar 

Fax: (+49) 03643/581156 

E-Mail: verlag@uni-weimar.de 

 

Umschlaggestaltung 

Christian Mohr 

 

Druck 

docupoint Magdeburg GmbH 

 

ISBN 

978-3-86068-503-7 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Diese Veröffentlichung steht als Volltext im Online-Publikations-System der Bauhaus-Universität Weimar 

unter folgender URN zur Verfügung: http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:gbv:wim2-20130819-20071.



Vorwort 

 

I 

 

Vorwort 

 

Die Publikation dokumentiert die Beiträge des Workshops „Flächenmanagement in Hochschu-

len“ der Bauhaus-Universität Weimar, Professur Betriebswirtschaftslehre im Bauwesen, vom 

19.11.2012. Insbesondere für Akteure aus Lehre, Forschung, Hochschulverwaltung, Bau- und 

Liegenschaftsverwaltungen sowie Politik bieten die wiedergegebenen Vorträge theoretische 

und praktische Anregungen für das Vorgehen bei der Steuerung hochschulinterner Flächen.  

Dokumentiert werden unterschiedliche Modi zur Steuerung der Flächenressourcen. Ziel ist es 

dabei, die liegenschaftspolitischen Rahmenbedingungen aufzuzeigen, von denen das Flächen-

management abhängig ist. Mit der Auswertung einer deutschlandweiten Hochschulbefragung 

zum Flächenmanagement wird der Status quo hochschulinterner Flächensteuerung nachge-

zeichnet. Es wird zuerst ein Überblick gegeben, welche Ansätze zur Optimierung der Flächen-

steuerung von Hochschulen möglich sind. Hochschulvertreter von zwei staatlichen und einer 

privaten Hochschule stellten praktizierte Handlungsansätze für einen ressourcenschonenden 

Umgang mit Flächen vor und arbeiteten die aus ihrer Sicht Erfolg versprechenden Steuerungs-

aspekte heraus. Zusätzliche Diskussionsimpulse für die Flächensteuerung an Hochschulen bie-

ten die Dokumentationen von Praxisbeispielen aus anderen Bereichen. Es werden das Vorge-

hen bei der Flächensteuerung eines Chemie- und Pharmakonzerns mit umfangreichen eigenen 

Forschungsaktivitäten sowie Flächenoptimierungsmaßnahmen bei Büroflächen der öffentlichen 

Verwaltung vorgestellt. 

Dieser Workshop fand im thematischen Kontext des vom Bundesministerium für Bildung und 

Forschung geförderten Forschungsprojektes „Allokation und Flächensteuerung von Flächenres-

sourcen in Hochschulen“ (FLHO) statt, bei dem die Bauhaus-Universität Weimar und die Hoch-

schul-Informations-System GmbH Forschungspartner sind. Die Beträge dieser Referenten wer-

den als Dokumentation der ersten Forschungsergebnisse in der vorliegenden Publikation 

detaillierter wiedergegeben.  

Neben dieser Publikation werden die Bauhaus-Universität Weimar, Professur Betriebswirt-

schaftslehre im Bauwesen, und die Hochschul-Informations-System GmbH zum Thema hoch-

schulinternes Flächenmanagement nach Abschluss des gemeinsamen Forschungsprojektes 

FLHO einen gemeinsamen Forschungsbericht veröffentlichen. Darin werden u.a. Möglichkeiten 

zur Allokation und Steuerung von Flächenressourcen in Hochschulen und ihre praktische Er-

probung dokumentiert werden.  

  

Weimar, im August 2013 

Prof. Dr. Hans Wilhelm Alfen  

Anke Schwanck 
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1 EINFÜHRUNG UND BEGRÜSSUNG 

Prof. Dr. Hans Wilhelm Alfen,  

Leiter der Professur Betriebswirtschaftslehre im Bauwesen an der Fakultät Bauingenieurwe-

sen der Bauhaus-Universität Weimar 

1.1 Vorstellung 

Als Leiter der Professur Betriebswirtschaftslehre im Bauwesen und des Internationalen 

Netzwerkes Knowledge Center @ Weimar begrüßt Prof. Dr. Hans Wilhelm Alfen die Work-

shopteilnehmer. An der Professur Betriebswirtschaftslehre im Bauwesen werden insbeson-

dere Forschungsprojekte zu Themen aus den drei Gebieten Bauwirtschaft, Immobilien und 

Infrastruktur sowie zu zugehörigen Querschnittsthemen behandelt. Der Workshop „Flächen-

management in Hochschulen“ gliedert sich in den Forschungsbereich Immobilien sowie in 

die Unterbereiche Public Real Estate Management und Facility Management ein. 

Thematischer Kontext des Workshops „Flächenmanagement in Hochschulen“ bildet das lau-

fende Forschungsprojekt „Allokation und Steuerung von Flächenressourcen in Hochschulen“ 

(FLHO), das die Bauhaus-Universität Weimar, Professur Betriebswirtschaftslehre im Bauwe-

sen, sowie die Hochschul-Informations-System GmbH, Abteilung Bauliche Hochschulent-

wicklung in einer Forschungskooperation gemeinsam bearbeiten. Gefördert wird dieses For-

schungsprojekt vom Bundesministerium für Bildung und Forschung im Themenfeld 

„Wissenschaftsökonomie“.  

Inhaltlich knüpft das Forschungsprojekt FLHO an das im Zeitraum 2006 bis 2008 ebenfalls 

gemeinsam durchgeführte Forschungsprojekt „Lebenszyklusorientiertes Management öffent-

licher Liegenschaften am Beispiel von Hochschulen und Wissenschaftseinrichtungen“ 

(LEMA) an. Fördermittelgeber für dieses Projekt war das Bundesamt für Bauwesen und 

Raumordnung (BBR) im Rahmen der Forschungsinitiative „Zukunft Bau". 

1.2 Hintergrund und Anlass für Forschungsprojekt „Allokation und  

Steuerung von Flächenressourcen in Hochschulen“  

Im Zuge der Reformbewegungen der letzten Jahre haben staatliche Hochschulen in 

Deutschland an Autonomie hinzugewonnen. Zunehmend beschränken sich die Bundeslän-

der auf eine Globalsteuerung der Hochschulen. Damit erhalten die Hochschulen ihre Zuwei-

sungen ohne enge Zweckbindung, so dass höhere Gestaltungsspielräume zur Ressour-

cenallokation entstanden sind.  

Die Ressourcen sind an allen Hochschulen in der Regel eng limitiert und müssen deshalb ef-

fizient für die hochschulischen Ziele eingesetzt werden. Fläche ist nach dem Personal die 

kostenintensivste Ressource, deren Größe und Qualität die Leistungsfähigkeit und das Ni-

veau von Lehre und Forschung entscheiden mit beeinflussen. Damit Hochschulen die knap-

pe Ressource optimal einsetzen können, sind interne Steuerungsmaßnahmen notwendig. 
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1.3 Zielsetzung für Forschungsprojekt „Allokation und Steuerung von  

Flächenressourcen in Hochschulen“  

Projektziel ist die Entwicklung von Modellen zur Allokation und Steuerung von Flächenressour-

cen in Hochschulen sowie ihre praktische Erprobung. Die Flächensteuerungsmodelle sollen da-

zu beitragen, die Flächennutzung entsprechend der hochschulinternen Anforderungen zu opti-

mieren. Den Hochschulen sollen Wege aufgezeigt werden, wie eine bedarfsgerechte, faire und 

transparente Flächenverteilung möglich ist. Ziel ist ebenso, über wirksame Steuerungsmecha-

nismen die Flexibilität und die Auslastung der Räume zu steigern, die zudem den besonderen 

Anforderungen aus dem Lehr- und Forschungsbetrieb gerecht werden. Diskutiert werden sollen 

ebenso die liegenschaftspolitischen Rahmenbedingungen, von denen das Flächenmanagement 

an Hochschulen abhängig ist.  

Für die Hochschulen sollen im Ergebnis konkrete Handlungsempfehlungen für die Flächensteu-

erung sowie Handlungsempfehlungen für die Anpassungen von Flächenmanagementkonzepten 

formuliert werden. 

1.4 Zielsetzung für den Workshop „Flächenmanagement in Hochschulen“  

Ziel des Workshops ist es, hochschulinterne Steuerungsmodelle von Flächenressourcen vorzu-

stellen und mit Akteuren aus der Lehre, der Forschung, der Hochschulverwaltung, von Bau- und 

Liegenschaftsverwaltung sowie der Politik zu diskutieren.  

In einem ersten Teil wird der Status quo aufgezeigt. Dazu gehören zunächst die Rahmenbedin-

gungen für das Flächenmanagement, von denen das Flächenmanagement abhängig ist. Die 

Schilderung des gegenwertigen Standes zum Flächenmanagement erfolgt auf Grundlage der 

Auswertung einer deutschlandweiten Hochschulbefragung. Es wird eine Übersicht gegeben, 

welche Möglichkeiten zur Steuerung der Hochschulflächen möglich sind. 

Konkretisiert werden die theoretischen Ausführungen des ersten Teils durch die Praxisberichte 

der Vertreterzweier staatlicher und einer privaten Hochschule im zweiten Teil des Workshops. 

Mit der Vorstellung des Vorgehens eines Chemie- und Pharmakonzerns mit umfangreichen ei-

genen Forschungsaktivitäten einerseits sowie der erfolgreichen Maßnahmen zur Flächenopti-

mierung von Büroflächen in der öffentlichen Verwaltung andererseits werden im dritten Teil zu-

sätzliche Impulse für die Diskussion über Flächensteuerung an Hochschulen gegeben.  
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2 RAHMENBEDINGUNGEN FÜR DAS FLÄCHENMANAGEMENT 

Marcelo Ruiz,      

wissenschaftlicher Mitarbeiter im Arbeitsbereich Bauliche Hochschulentwicklung in der Abtei-

lung Hochschulentwicklung der HIS Hochschul-Informations-System GmbH 

2.1 Ressourcenknappheit 

Wenn die chronische Unterfinanzierung der deutschen Hochschulen nicht nur eine politische 

Formel ist, dann müssen sowohl auf der politischen Ebene für eine angemessene Ressourcen-

ausstattung eingetreten als auch die vorhandenen Ressourcen effektiv und effizient eingesetzt 

werden1. Zwar zählt die Versorgung der Hochschulen mit geeigneten Flächen nicht zu den 

Kernprozessen des Wissenschaftsbetriebs. Trotzdem machen die Flächenkosten den zweit-

größten Kostenblock nach den Personal- und vor den Sachkosten aus2, so dass ihre effiziente 

Allokation eine offensichtliche Aufgabe ist, um Forschung und Lehre keine unnötigen Lasten 

ans Bein zu binden.  

Der effiziente Einsatz der Flächenressourcen wird allerdings erschwert, weil die klassische Or-

ganisation des Liegenschaftsmanagements im deutschen Hochschulbereich (und in den meis-

ten Ländern immer noch die vorherrschende) die Verantwortung für die Sanierung und den Bau 

der Gebäude in der Zuständigkeit der Länder von der Zuständigkeit für die Bewirtschaftung ab-

trennt3, die bei den Hochschulen liegt. Die Hochschulen nutzen die Gebäude kostenlos und er-

halten zusätzliche Mittel für die Bewirtschaftung der Gebäude (Heizung, Reinigung etc.). 

Ein weiteres einen effizienten Mitteleinsatz erschwerendes Organisationproblem der Hochschu-

len, insbesondere der älteren Universitäten, ist es, dass sie in viele kleine „Fürstentümer“ zerfal-

len, in denen einflussreiche Lehrstuhlinhaber um eine möglichst große Ressourcenausstattung 

kämpfen. Das Problem ist bekannt und seine Überwindung wird in der Hochschulforschung 

auch unter dem Stichwort der ‚Organisationswerdung‘ diskutiert. Das, was unter dieser „egoisti-

schen Perspektive“ auf der Strecke bleibt, ist die Gesamtschau auf die Flächenausstattung der 

Hochschule. Diese zeigt mitunter keine ausgewogene Verteilung der Flächen auf die Fakultäten 

oder Institute, sondern produziert beispielsweise den bekannten Fall, dass junge aufstrebende 

                                                

1 Vgl. zuletzt die Begründung für den Beschluss der Hochschulrektorenkonferenz vom 11.06.2013. 

Dort heißt es: „Die Hochschulen sind seit nunmehr nahezu 20 Jahren einer Stagnation ihrer Grundfi-

nanzierung ausgesetzt. Mittelsteigerungen sind alleine im Bereich der Drittmittel zu verzeichnen. De-

fizite im Bereich des Grundhaushaltes, die durch steigende Studierendenzahlen und die Entwicklung 

der Betriebskosten erzeugt werden, können so nicht kompensiert werden“, Hochschulrektorenkonfe-

renz HRK (2013), S. 2f. 

2
 Vgl. Rotermund et al. (2011). 

3
 Ausführlich zu den verschiedenen Facetten des hochschulischen Liegenschaftsmanagements Alfen 

et al. (2008) und HIS/Stibbe (2013) 
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Professuren keine Möglichkeiten zur Expansion haben, weil die alteingesessenen Lehrstühle 

und Institute nicht von ihren Flächen abrücken.  

Ebenfalls unberücksichtigt bleibt die Erkenntnis, dass die Errichtungskosten lediglich 10 bis 20 

Prozent der gesamten Kosten ausmachen, die im Lebenszyklus einer Immobilie anfallen4. In 

mehreren Bundesländern wurden die investiven Zuschüsse für Baumanagementaufgaben (Nut-

zungsanpassungen, kleine Baumaßnahmen) eingefroren, so dass sich einige Hochschulen ge-

waltige Erblasten aufbürden, wenn sie angesichts gestiegener (Energie)Preise Neubauten beim 

Land beantragen. In der Realität klaffen bei einigen Hochschulen bereits mehrere Millionen Eu-

ro große Löcher zwischen den Investitionskostenzuschüssen auf der einen und den tatsächli-

chen Kosten auf der anderen Seite. Diese Löcher müssen dann im Zuge einer Querfinanzierung 

von den eigentlich für Forschung und Lehre vorgesehenen Mitteln abgezogen werden. Sicher-

lich tragen drittmittelfinanzierte Forschungsprojekte auch ihren Teil zur Finanzierung der Unter-

bringungskosten bei.  

Insgesamt stellt sich heute  die Frage, ob sich Hochschulen die zu unterhaltenden Flächen leis-

ten können oder ob die Ressourcen nicht sinnvoller in andere Bereiche fließen sollten. Instru-

mente, um diese Fragestellung in der Hochschule entscheidungsrelevant beantworten zu kön-

nen, wie z. B. eine Kosten- und Leistungsrechnung oder Auslastungsuntersuchungen der 

Flächen verfügen aber noch über keine Tradition an deutschen Hochschulen, so dass die Ein-

stellung gegenüber Hochschulflächen oftmals davon geprägt ist, dass diese kostenlos vom Mi-

nisterium zur Verfügung gestellt werden. 

Abgesehen von Strategien zur Optimierung der Bewirtschaftung werden in Deutschland bereits 

seit der Jahrtausendwende unterschiedliche Formen gezielten Flächenmanagements diskutiert. 

Im vorliegenden Kontext wird unter hochschulinternem Flächenmanagement „[...] eine Füh-

rungsaufgabe in der Verantwortung der Hochschulleitung [verstanden] und beinhaltet die Pla-

nung, Organisation, Führung und Kontrolle der in Hochschulen verfügbaren Räumlichkeiten im 

Hinblick auf ihre Nutzung und Verwertung, mit dem Ziel, den spezifischen Anforderungsprofilen 

aus Lehre und Forschung bestmöglich zu entsprechen und dieses zu geringstmöglichen Kosten 

zu erreichen.“5 Einen Überblick zu den in Deutschland angewendeten Instrumenten und Verfah-

ren im hochschulinternen Flächenmanagement vermitteln die Beiträge von Silja Tyllilä und Anke 

Schwanck in diesem Band. 

Im Folgenden wird dem Zusammenhang zwischen den liegenschaftspolitischen Rahmenbedin-

gungen in den 16 Bundesländern Deutschlands und dem Einsatz von hochschulinternen Flä-

chenmanagementinstrumenten und -verfahren nachgegangen. Der Beitrag identifiziert unter-

schiedliche Ansatzmöglichkeiten, die seitens der Länder genutzt werden können, um einen 

wirtschaftlichen Umgang mit Flächen zu unterstützen und versucht Hinweise zu geben, unter 

welchen Rahmenbedingungen die Hochschulen vermehrt hochschulinterne Flächenmanage-

mentinstrumente implementieren.  

                                                
4
 Vgl. Rotermund (2013). 

5
 Schwanck (2012), Folie 6. 
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Der Beitrag basiert auf einer Dokumentenanalyse insbesondere der gesetzlichen Grundlagen 

für den Hochschul(bau)bereich und einer Online Befragung aller deutschen Hochschulen (vgl. 

ausführlicher zur Befragungsmethodik den Beitrag von Silja Tyllilä). Die Auswertung der gesetz-

lichen Rahmenbedingungen erfolgte unter einer institutionenökonomischen Perspektive.  

2.2 Die Neue Institutionenökonomie als Perspektive auf die  

liegenschaftspolitischen Rahmenbedingungen  

Dem Einfluss der Rahmenbedingungen nachzugehen, unter denen Hochschulen ihre Flächen-

nutzung und Bewirtschaftung organisieren, soll unter institutionenökonomischer Perspektive mit 

der Agenturtheorie und der Theorie der Verfügungsrechte erfolgen (vgl. Folie Nr. 3).  

Die Institutionenökonomie geht wie alle ökonomischen Ansätze vom Individuum und dessen 

Absicht, seinen Nutzen maximieren zu wollen, aus. Sie kennzeichnet jedoch in Abgrenzung zur 

Neoklassik die Annahme begrenzter Akteursrationalität. Marktakteure verfügen demzufolge 

nicht über vollständige Informationen, so dass ihre Entscheidungen suboptimal ausfallen kön-

nen. Um diese Schwächen zu begrenzen, werden „Rationalitätsinstrumente“6, die so genannten 

Institutionen, entwickelt.  

Institutionen dienen dazu, den Austausch von Gütern möglichst effizient zu gestalten, wobei je-

doch berücksichtigt werden muss, dass diese Institutionen ihrerseits ebenso mit Kosten ver-

bunden sind, die es dann gegeneinander abzuwägen gilt. Überträgt man diese Perspektive auf 

den Untersuchungsgegenstand, dann wird nach der Effizienz der gewählten Institution „liegen-

schaftspolitische Rahmenbedingung“ für den „Produktionsprozess“ von Lehre und Forschung 

gefragt.  

Zugleich eröffnet diese vom Schwerpunkt her auf Effizienz als primärem Rationalitätskriterium 

ausgerichtete Perspektive aber auch Hinweise auf mögliche andere Rationalitätskriterien, die 

der Gestaltung des betrachteten Koordinationsproblems zugrunde liegen7. Kann der Fortbe-

stand bestimmter liegenschaftspolitischer Rahmenbedingungen nicht mit Effizienzkriterien be-

gründet werden, muss unter Umständen akzeptiert werden, dass Institutionen auch dazu dienen 

können, andere spezifische Interessen der beteiligten Akteure abzusichern.  

Principal-Agent-Beziehungen 

Der Agenturtheorie zufolge können Forschung und Lehre als Wissenschaftsproduktion verstan-

den werden, bei der die Länder als Auftraggeber (Principal) und die Hochschulen als Auftrag-

nehmer (Agenten) in einer vertraglichen Beziehung zueinander stehen. Der Principal beauftragt 

die Leistungen Forschung und Lehre und stellt die erforderlichen Ressourcen zur Verfügung. 

Dieses Austauschverhältnis zwischen Principal und Agent wird durch unterschiedliche Instituti-

onen geregelt. Als Institutionen werden alle Regelungen, Verträge, Hierarchien und Märkte ver-

standen, die den Austauschprozess gestalten8 (vgl. Folie Nr. 5). Bei der Leistungserbringung 

                                                
6
 Picot (2008), S. 33. 

7
 Stibbe et al. (2012), S. 11 f. 

8
 Vgl. Ebers und Gotsch (1999). 
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ergibt sich nun für den Principal das Problem, dass er nicht über das erforderliche Wissen ver-

fügt, um die geleistete Arbeit des Agenten zu beurteilen. Ob der Agent die Zielsetzung des Prin-

cipals tatsächlich verfolgt, entzieht sich der Beurteilungskraft des Principals. Für den Agenten 

als Auftragnehmer resultiert daraus, dass seine Interessen denen des Auftraggebers widerspre-

chen können, eine moralische Herausforderung („moral hazard“). Der Principal ist also mit dem 

Problem konfrontiert, sicherzustellen, dass der Agent seine Leistung auch vertragsgemäß er-

bringt.  

Als weiteres wichtiges Element der Agenturtheorie beschreiben die so genannten ‚Agenturkos-

ten‘ den Aufwand, um die eingangs bereits erwähnten Schwächen durch die begrenzte Rationa-

lität der Akteure abzumindern (vgl. Folie Nr. 6). Jensen und Meckling (1976) unterscheiden die 

Agenturkosten in:  

 Monitoringaufwendungen, 

 Garantiekosten und  

 den Residualverlust.  

Die Monitoringaufwendungen können mit Ebers und Gotsch (1999) als „Steuerungs- und Kon-

trollkosten“ verstanden werden. Sie entstehen dem Principal beim Versuch, eine auftragsgemä-

ße, d. h. effiziente Ressourcennutzung des Agenten sicherzustellen. Garantiekosten hat der 

Agent. Der Residualverlust beschreibt den „Wohlfahrtsverlust“, der dadurch entsteht, dass das 

eingangs genannte fiktive Ideal der vollkommenen Ressourcenallokation eben nicht erreicht, 

Flächen verschwendet und unnötige Kosten produziert werden.  

Schedler zufolge hat der Principal zwei Möglichkeiten, mit diesen Problemen umzugehen. Er 

kann Modelle, „die eine hohe Transparenz mit möglichst ausgeglichener Informationsversor-

gung versprechen“9, und Anreizsysteme implementieren, die den Agenten dazu bewegen, die 

Ziele des Principals zu übernehmen. 

Property-Rights 

Die Frage der Verfügungsrechte über die Hochschulimmobilien zählt zu einer weiteren grundle-

genden Weichenstellung hinsichtlich der Rahmenbedingungen, unter denen die Hochschulen 

agieren. Die Theorie entwickelt ein abgestuftes Konzept von Verfügungsrechten10. Die Verfü-

gungsrechte über Hochschulimmobilien können demzufolge unterschieden werden in die (vier) 

Rechte der Nutzung, des Nießbrauchs, der Veränderung und des Verkaufs. Es kommt nun zu 

externen Effekten, die dadurch entstehen, dass die Verfügungsrechte über ein Gut fragmentiert 

vorliegen und der Inhaber eines Teilrechts bestimmte, für ihn negative Effekte externalisieren 

kann.  

Die Kernaussage der Theorie besagt: „Unter dem Gesichtspunkt der Allokationseffizienz sollten 

einem Akteur idealerweise sämtliche positiven und negativen Effekte zuwachsen, die sich aus 

der Nutzung der Verfügungsrechte an einer Ressource ergeben, über die der Akteur verfügt. 

                                                
9
 Schedler (2007), S. 255. 

10
 Vgl. Picot (1993), Ebers und Gotsch (1999). 
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Denn dann kann erwartet werden, daß der Inhaber eines Verfügungsrechts sämtliche aus der 

Nutzung des Verfügungsrechts erwachsenden Konsequenzen in seine Entscheidung über die 

Ressourcennutzung einbezieht.“11 

Die Ursache für den niedrigeren Nutzen einer Ressource, deren Nutzungsrechte stark einge-

schränkt sind, wird also auf die Entstehung von externen Effekten zurückgeführt, die der jeweili-

ge Besitzer eines Rechts bei seiner Nutzenmaximierung nicht berücksichtigen muss. Die Res-

source Fläche wird erst dann optimal genutzt, wenn die Ausgestaltung des Sekundärprozesses 

Flächenbereitstellung konsequent in die Hand des Agenten gelegt und nicht zum Gegenstand 

eines separaten Steuerungs- und Kontrollprozesses gemacht wird. 

Unter der Bedingung der öffentlichen Finanzierung von Forschung und Lehre bedeutet dies, 

dass auch die Finanzierungs- und Genehmigungsprozesse bei baubezogenen Aufgaben be-

rücksichtigt werden müssen. Hochverdichtete Verfügungsrechte wären erst dann vollständig, 

wenn sie mit einer entsprechenden finanziellen Autonomie in der Verwendung der Mittel einher-

gehen.  

2.3 Modernisierung und Autonomie im Hochschulbau 

Die geschilderte Principal-Agent-Beziehung und die aktuellen Regelungsformen der Rechte und 

Pflichten im Bereich der Hochschulimmobilien sollen im Folgenden in den Kontext des aktuellen 

Hochschulmodernisierungsprozesses gestellt werden, weil dieser beide maßgeblich verändert 

hat.  

Leitbild des europaweiten Hochschulreformprozesses ist das Konzept des New Public Mana-

gements (NPM), welches auf einer ökonomischen Perspektive auf staatliches und auf Verwal-

tungs-Handeln aufbaut und dabei die Erkenntnisse der Neuen Institutionenökonomie sowie ei-

niger mitarbeiter- und kundenorientierter Managementkonzepte aufgreift12. Im Reformprozess, 

so das Konzept NPM, wird explizit die Beziehung zwischen Principal und Agent verändert mit 

dem Ziel, den Agenten stärker für das Ergebnis seines Tuns verantwortlich zu machen und ihm 

dafür auf der anderen Seite mehr Freiheiten in der Leistungserbringung einzuräumen. Diese 

Zielsetzung hat zur Folge, dass die bisherige Input- auf eine Output-Steuerung umgestellt wird, 

die die Ressourcenzuweisung von den erzielten Ergebnissen, z. B. den Absolventen, abhängig 

macht. Weitere Veränderungen in der Steuerung der Hochschule betreffen die Ausdehnung 

wettbewerblicher Ressourcenvergaben, ein größerer Einfluss gesellschaftlicher Akteure auf die 

Hochschulen, der Abbau des Einflusses von Formen der akademischen Selbststeuerung und 

der Bedeutungsgewinn der hierarchischen Selbststeuerung in Hochschulen13.  

Im Ergebnis wird das Verhältnis der zuständigen Ministerien und der Hochschulen eines Landes 

nicht mehr über Erlasse, sondern überwiegend in Zielvereinbarungen geregelt. Damit wird im 

Hochschulbereich eine Koordinationsform staatlicher Leistungserbringung gewählt, die auch als 

                                                
11

 Ebers und Gotsch (1999), S. 202. 

12
 Vgl. Schedler (2007). 

13
 Schimank (2009), S. 125 f. 
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„Kontraktmodell“ beschrieben wird und zu deren grundlegenden Charakteristika die folgenden 

Aspekte zählen: „Der Auftraggeber bestellt Leistungen und legt die verfügbaren Mittel als Ge-

samtsumme  fest, die Exekutive beschafft diese Leistungen am Markt, und die Leistungserbrin-

ger konkurrenzieren sich gegenseitig – seien sie private oder staatliche Organisationen“14. 

Bei aller Holprigkeit des Versuchs, das Konzept NPM auf den Hochschulbereich zu übertragen, 

bestätigen Maßnahmen wie Zielvereinbarungen, Exzellenzinitiativen, Globalbudgets etc. die Re-

levanz des zugrundeliegenden Modells für den Hochschulbereich.  

Bemerkenswert ist nun, dass gerade der Baubereich von diesen Reformprozessen weitgehend 

ausgenommen blieb und nur leichte Tendenzen in Richtung Autonomiezuwachs erkennbar sind. 

In Deutschland unterliegt die Flächenbereitstellung weiterhin einer eigenen Steuerung zwischen 

Land und Hochschule, die zur Folge hat, dass die Flächenbereitstellung aktuell nicht konse-

quent als Sekundärprozess für die Wissensproduktion betrachtet wird.  

Während die Bereiche Personal und Finanzen weitgehend flexibilisiert und ihre finanzielle Aus-

stattung zunehmend abhängig gemacht werden von ergebnisorientierten Zielvereinbarungen 

zwischen Land und Hochschule, sind die Flächen ausgeklammert und werden einzelveran-

schlagt und bedarfsabhängig vergeben. Da die Hochschulen in den seltensten Fällen über die 

Eigentums- mitsamt den Veräußerungsrechten an den Hochschulimmobilien verfügen und sie 

Neubau- und Sanierungsmaßnahmen bei den Ländern beantragen können, müssen sie die 

Aufwendungen dafür bei der Bestimmung ihres Flächenbedarfs nicht in ihr Kosten-Nutzen-

Kalkül einstellen.  

In institutionenökonomischer Perspektive ausgedrückt unterliegt die Hochschulsteuerung und 

insbesondere der Baubereich einem abgestuften Setting von zusammenhängenden Institutio-

nen. Grundlegend ist das Principal-Agent-Verhältnis zwischen Land und Hochschule, das durch 

die Philosophie des New Public Managements reformiert wird. Unterhalb dieser Auftraggeber-

Auftragnehmer-Relation verbleiben dann jedoch die Institutionen, die die Verwendung der Res-

source Fläche regeln, in der alten Steuerungsphilosophie verhaftet.  

2.4 Liegenschaftspolitische Institutionen für mehr Flächeneffizienz 

Im Folgenden werden die in den vorherigen Abschnitten mit Hilfe der Neuen Institutionenöko-

nomie diskutierten Ansatzpunkte der Länder für einen effizienten Umgang mit Flächen bei den 

Hochschulen konkretisiert und die Rahmenbedingungen in den Ländern als „förderlich“ oder 

„weniger förderlich“ klassifiziert. Diese vereinfachte Gegenüberstellung wird im weiteren Fort-

gang der Argumentation benutzt, um die Häufigkeit der vorgefundenen Instrumente und Verfah-

ren in den beiden Klassen auszuzählen. Auf diese Weise soll überprüft werden, ob sich unter 

förderlichen Rahmenbedingungen mehr Flächensteuerungsansätze in der Praxis der Hochschu-

len zeigen oder nicht. 

 

                                                
14
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2.4.1 Verdichtung der Verfügungsrechte  

Um die unterschiedlich abgestuften Verdichtungsgrade bei den Verfügungsrechten zu beschrei-

ben, werden drei unterschiedliche Abstufungen entwickelt: die Eigentümerschaft, die Bauher-

reneigenschaft ab einer Wertgrenzen von 4 Mio. € und die finanzielle Verantwortung über An- 

und Abmietungen.  

Eigentümerschaft 

Bei der Eigentümerschaft und umfassenden Verfügungsrechten über die Immobilien, die die Er-

löse aus Immobilienverkäufen ebenso einschließen wie die alternative Verwendung der Res-

sourcen für andere Hochschulzwecke, können die Hochschulen die Immobilienkosten in ihr in-

dividuelles Kosten-Nutzen-Kalkül einstellen. Reine Nutzungsüberlassungen bedeuten in diesem 

Zusammenhang den geringsten Anreiz für Hochschulen, einen sparsamen Umgang mit Flächen 

zu verfolgen. In dieser Organisationsform sind es die übergeordneten Bedarfsprüfungen, die ei-

ne effiziente Flächenbereitstellung garantieren sollen.  

Bauherreneigenschaften 

Mit der Bauherreneigenschaft geht das Recht einher, das Gut Immobilie zu verändern. Aller-

dings ist es entscheidend, bei wem das Recht verbleibt, über die Erforderlichkeit der Baumaß-

nahme zu entscheiden, weil damit über die Finanzierung durch die öffentliche Hand entschie-

den wird. In der Praxis besitzen z. B. die Berliner Hochschulen das Recht, Neubauten bis zu 

einem Volumen von 4 Mio. € eigenständig zu errichten. Zudem erweitert die Bauherreneigen-

schaft die Handlungsfähigkeit der Hochschulen und ist in der Regelungspraxis oftmals eine 

Vorstufe der Eigentümerschaft über die Immobilien.  

Finanzielle Verantwortung für An- und Abmietungen  

Die Rahmenbedingungen unterscheiden sich einerseits für die Hochschulen hinsichtlich der 

Möglichkeit, eigenverantwortlich neue Räumlichkeiten und Gebäude an- und abmieten zu kön-

nen oder nicht. Andererseits sind nicht alle vollständig mit den finanziellen Konsequenzen kon-

frontiert. Dadurch lohnt es sich für manche Hochschulen nicht abzumieten, wenn ihr Flächen-

bedarf beim Land akzeptiert ist und die Immobilien z. B. auf einer so genannten „Mietliste“ wie 

in Nordrhein-Westfalen vermerkt ist. Aber auch in NRW ist diese Mietliste mittlerweile geschlos-

sen und darüber hinausgehende Anmietungen belasten den Hochschuletat.  

Bewertung der Verfügungsrechte 

Der Verdichtungsgrad der Verfügungsrechte wurde auf einer Skala von 1 bis 3 bewertet. Drei 

Punkte gab es, wenn die Eigentumsrechte bei den Hochschulen lagen. Zwei Punkte erhielten 

Länder, die den Hochschulen die Bauherreneigenschaft ab einer Wertgrenzen von 4 Mio. € ein-

räumten. Einen Punkt erhielten Bundesländer, in denen die Hochschulen eigenständig an- und 

abmieten konnten und die Erlöse frei verwenden durften. Insgesamt galten die Rahmenbedin-

gungen als förderlich, wenn mehr als 1 Punkt erreicht wurde. 

Förderliche Rahmenbedingungen mit stark verdichteten Verfügungsrechten liegen in Berlin, 

Bremen, der TU Darmstadt, den Stiftungshochschulen in Frankfurt/Main und in Niedersachsen, 

sowie bei der Universität Köln, der Hochschule Rhein-Sieg und der Universität des Saarlandes 

vor. Die TU Darmstadt verfügt allerdings nicht nur über die rechtliche Eigentümerschaft an ihren 
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Immobilien, sondern erhält mit der umfassenden Zuweisung aus Landesmitteln für Geräte- und 

Bauinvestitionen von 25 Mio. € jährlich auch die finanzielle Freiheit, nicht auf Genehmigungs-

vorbehalte des Ministeriums Rücksicht nehmen zu müssen15.  

Über die Entscheidungshoheit bei An- und Abmietungen verfügen die Hochschulen in Bayern, 

Hamburg, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und 

ebenso die Stiftungsuniversität Viadrina. Lediglich das Nutzungsrecht an den Hochschulimmobi-

lien besitzen Hochschulen in Baden-Württemberg, Brandenburg, Hessen (mit den o. g. Aus-

nahmen), Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen (mit den o. g. Ausnahmen), dem Saar-

land, Sachsen und Thüringen. 

2.4.2 Ansätze zur Überwindung der Agenturproblematik  

Da also in den meisten Fällen – auch trotz Eigentümerschaft über die Hochschulimmobilien – 

der Prozess der Flächenbereitstellung als eigenständige Koordinationsaufgabe zwischen Land 

und Hochschule bestehen bleibt, sind die Länder als Principal weiterhin mit der Problematik 

konfrontiert, für eine effiziente Ressourcennutzung des Agenten zu sorgen.  

Als Agenturproblem kann die Schwierigkeit verstanden werden, einen Auftragnehmer dazu zu 

bewegen, die Ziele des Auftraggebers zu übernehmen und zu verfolgen. Aufschlussreich sind 

die Hinweise in der Literatur zu den Maßnahmen, mit deren Hilfe der Agenturproblematik be-

gegnet werden soll16. Unterschieden werden können mit Jensen/Meckling (s. o.) drei Grundar-

ten:  

 Direkte Verhaltenssteuerung, 

 Beteiligung des Agenten am Ergebnis, 

 Verbesserung der Informationssysteme. 

2.4.2.1 Direkte Verhaltenssteuerung 

Als Maßnahmen kommen normative und vertraglich festgeschriebene Vorgaben in Betracht, de-

ren Nichteinhaltung negativ sanktioniert werden muss. In der Theorie werden derartige Maß-

nahmen angesichts des Informationsdefizits des Principals als eingeschränkt umsetzbar oder 

als mit hohen Kontrollaufwänden und -kosten verbunden betrachtet. Trotzdem finden entspre-

chende Festlegungen zum Aufbau von hochschulinternen Flächensteuerungsansätzen Eingang 

in die Zielvereinbarungen zwischen Ländern und Hochschulen. 

Derart förderliche (bzw. fordernde) Bedingungen sind in Baden-Württemberg, Berlin, Bremen, 

Sachsen-Anhalt und ansatzweise auch in Niedersachsen zu finden. Zumeist sind sie in Solidar-

pakten (BW) und Hochschulverträgen (B, HB) enthalten. Interessant sind kooperative Vorge-

hensweisen wie in Berlin und Sachsen-Anhalt. In Berlin entwickelten zunächst die drei Universi-

                                                
15

 Vgl. Schmidt (2007). 

16
 Vgl. Ebers und Gotsch (1999), Kieser (1999). 
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täten17 vergleichbare Facility-Management-Konzepte, die als „interne Steuerungsinstrumente 

[…] den Fachbereichen angemessene Flächen zuweisen und für Transparenz bei der Vertei-

lung sorgen18, bevor die anderen Hochschulen von diesen Erfahrungen profitieren konnten. In 

Sachsen-Anhalt war bereits in der Rahmenvereinbarung zur Zielvereinbarung 2011 – 2013 „der 

Ausbau der hochschulinternen leistungsorientierten Flächenvergabe vereinbart“19
 worden. Im 

Zusammenhang mit der Absicht, die bislang zersplitterten Kompetenzen im Bereich der öffentli-

chen Liegenschaften beim Landesliegenschaftsbetrieb zu bündeln, wurde den Hochschulen die 

Möglichkeit eröffnet, hiervon ausgenommen zu werden, indem sie einen Antrag auf Eigentums-

übertragung unter folgender weitergehender Bedingung stellen: „Der Antrag der Hochschule 

muss ein grundlegendes Konzept zum Flächen- und Grundstücksmanagement enthalten, das 

nicht zu zusätzlichen Ausgaben führen darf“20. Daraufhin taten sich mehrere Hochschulen zu-

sammen, evaluierten ein bestehendes und entwickelten ein neues gemeinsames hochschulin-

ternes Flächenmanagementkonzept. 

2.4.2.2 Ergebnisbeteiligung 

Positive Effekte werden von Vereinbarungen zwischen Principal und Agent angenommen, die 

Anreize dafür setzen, dass der Agent die Ziele des Principals übernimmt. Als sinnvolle Anreiz-

mechanismen werden ergebnisorientierte Verträge betrachtet, bei denen der Agent am Erfolg 

des Principals partizipiert. Als Vorteil gilt es, dass sich durch die Ergebnisorientierung auch der 

Informationsbedarf des Principals über den Produktionsprozess des Agenten reduziert, wodurch 

wiederum die Agenturkosten niedrig bleiben. Allerdings wird bei ergebnisorientierten Verträgen 

das Problem gesehen, dass das Ergebnis u. U. nicht von der Leistung des Agenten, sondern 

von vertragsexternen Einflüssen abhängt. Dadurch verändert sich die Risikoverteilung zwischen 

Principal und Agent und das Risiko des Agenten steigt. Weniger ergebnisorientierte Anreizme-

chanismen reduzieren zwar das Risiko für den Agenten, zugleich besitzen sie aber auch eine 

geringere Anreizwirkung, weil die Leistung des Agenten an Bedeutung für die Aufteilung des 

Ergebnisses verliert.  

Immobilienwirtschaftliche Anreize mit Ergebnisbeteiligung des Agenten können potenziell in 

Vermieter-Mieter-Modellen zwischen Land und Hochschule, sowie in Unterbringungsbudgets 

enthalten sein, deren Bemessung nicht auf den Bestandsflächen basiert, sondern zielgerichte-

ten Optimierungsstrategien folgt und beispielsweise am Flächenbedarf ausgerichtet ist. 

 

  

                                                
17

 Vgl. den Beitrag von Amstein und Schmidt in diesem Band und Schwalgin (2009). 

18
 Abgeordnetenhaus von Berlin (2013), S. 54. 

19
 Sachsen-Anhalt 21.12.2010, S. 7. 

20
 Sachsen-Anhalt 19.12.2011, § 108, Abs. 3, Satz 3. 
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Vermieter-/Mieter-Modelle 

Vermieter-/Mieter-Modelle zwischen Land oder einem Liegenschaftsbetrieb und Hochschule 

wurden in mehreren Bundesländern eingeführt, um durch die Möglichkeit, nicht benötigte Flä-

chen zurückgeben zu können und den Erlös vollständig oder teilweise zu behalten, den Mietern 

einen finanziellen Anreiz für Flächenoptimierungen zu geben21. Zum derzeitigen Erkenntnis-

stand entfaltet allerdings keines der in den Bundesländern eingeführten Vermieter-Mieter-

Modelle die gewünschte Wirkung, da eine wesentliche Schwäche nicht beseitigt werden konnte. 

Die Simulation einer marktähnlichen Situation, in der der Mieter nicht-gewollte Flächen an den 

Vermieter zurückgeben kann und dieser sie dann erneut am Markt vermietet, scheiterten an 

dem hohen Spezialisierungsgrad der Hochschulimmobilien.  

In Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz wurden Vermieter-Mieter-Modelle 

entwickelt. Die meisten Modelle sind ausgabenneutral (NS, NRW, RP) und es wurde ein Kon-

trahierungszwang (NRW) formuliert. Zumeist werden in den jährlichen Kapitaldienst der Hoch-

schulen an das Land oder den Landesliegenschaftsbetrieb die Abschreibungen an den Gebäu-

den und die Zinsen einbezogen. Interessant sind die geplanten Einführungen in Mecklenburg-

Vorpommern22 und in Hamburg. In Hamburg wurde entgegen der relativierenden Erfahrungen 

mit der begrenzten Steuerungsreichweite des Vermieter-Mieter-Modells in anderen Bundeslän-

dern das Ziel formuliert, auf einem funktionierenden Markt für Hochschulimmobilien aufzubau-

en:  

„Für die Neuorganisation des Bau- und Gebäudemanagements im Hochschulbau soll künftig ein 

professionelles Mieter-Vermieter-Modell etabliert werden, das eine effiziente Immobiliennutzung 

ebenso gewährleistet wie eine weitsichtige wirtschaftliche Bewirtschaftung und das gleichzeitig 

den Wettbewerbsgedanken auf der Vermieterseite stärkt. Für jedes neu zu bauende bzw. 

grundinstandzusetzende Hochschulgebäude soll demnach ein Partner gesucht werden, der die 

Finanzierung, die Errichtung, den Betrieb inklusive Instandhaltung und die Vermietung an die 

Hochschulen im Auftrag der Freien Hansestadt Hamburg übernimmt, sofern sich daraus wirt-

schaftliche Vorteile generieren lassen“ 23. 

Derzeit verbleibt als einzige Steuerungswirkung jedoch die Inwert-Setzung der Flächennutzung, 

durch die das Bewusstsein der kostenlosen Nutzungsüberlassung überwunden werden kann. 

Die Legitimation dieser Preisbildung nutzte beispielsweise die Leibniz-Universität Hannover im 

Rahmen ihres hochschulinternen Flächenmanagement-Modells24.  

Auch wenn das „Bremer Flächenmanagement-Modell“25 nicht als Vermieter-Mieter-Modell kon-

zipiert ist, enthält es jedoch einen vergleichbaren Geldkreislauf zwischen Land und Hochschu-

len. In derartige Kreisläufe können Anreizfunktionen für einen wissenschaftsadäquaten und 

                                                
21

 Vgl. Pöll (2006). 

22
 Stibbe et al. (2012), S. 44 f. 

23
 Hamburger Finanzbehörde (2012), S. 44. 

24
 Vgl. Becker (2008). 

25
 Vgl. Söder-Mahlmann et al. (2004). 
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sparsamen Umgang mit Flächen integriert werden, indem die Bemessung des Budgets auf dem 

Bedarf und nicht auf dem Bestand an Flächen erfolgt. Eingang in die Berechnung findet in Bre-

men der Flächenbedarf, aus welchem die Abschreibungen auf den Gebäudebestand und die 

Zinsen abgeleitet werden. 

Unterbringungsbudgets 

Als wissenschaftsadäquate Modelle der Hochschulbaufinanzierung waren so genannte „Unter-

bringungsbudgets“26 in der Diskussion, die weitergehende Kompetenzen im Baubereich - inklu-

sive der Eigentümerschaft über die Immobilien - auf der Finanzierungsseite ergänzen sollten. 

Demzufolge sollte ein Unterbringungsbudget alle Kosten für Bau, Bauunterhalt, Anmietung und 

Bewirtschaftung der von den Hochschulen benötigten Liegenschaften umfassen und unterei-

nander voll deckungsfähig sein. Es sollte den Hochschulen überlassen bleiben zu entscheiden, 

ob sie die Mittel für Bau und Bauunterhalt oder für Anmietungen aufwenden.  

Angesichts der in den meisten Bundesländern vorhandenen „flexibilisierten Haushalte“27 mit er-

weiterter Deckungsfähigkeit und Übertragbarkeit sowie gelockerter Zweckbindung, wenn nicht 

gar vollständigen Globalhaushalten, verfügen die Hochschulen bereits über eine weitreichende 

Freiheit in der Mittelverwendung. Dadurch kann eine Hochschule die Mittelverwendung für ihre 

Unterbringung gegen andere Verwendungszwecke abwägen. Rein rechtlich spricht dem zwar 

die Zweckbindung der investiven Mittel entgegen. In Situationen deutlicher Unterfinanzierung 

kann allerdings die Höhe der Quersubventionierung der Unterbringungskosten aus den Etats für 

Forschung und Lehre gegen eine sparsamere Flächennutzung abgewogen werden.  

In Bundesländern, die die Investitionsbudgets der Hochschulen gedeckelt haben, entsteht ein 

gewisser Druck auf die Hochschulen, durch einen sparsamen Flächenverbrauch die Kosten im 

Griff zu behalten. Dieser Druck fehlt in denjenigen Ländern, bei denen die Budgets den in erster 

Linie steigenden Energiekosten nachfolgen. Die erforderliche Querfinanzierung der Unterbrin-

gungskosten aus den Budgets für Personal- und Sachmitteln hat mehrere Hochschulen bereits 

nach Strategien suchen lassen, diesen Kostenpunkt zu kontrollieren. Das bedeutet, dass Hoch-

schulen die erforderliche Querfinanzierung hinterfragen und die Kosten und Nutzen der Ausga-

ben abwägen. Entwickelt werden dann Einsparstrategien bei der Energie ebenso wie Manage-

mentkonzepte bei den Flächen. 

Gedeckelte Budgets 

Insgesamt ist es schwierig, eine Aussage über die Anreizfunktion eventuell gedeckelter Unter-

bringungsbudgets zu treffen, da die Ausgangssituationen in den 16 Bundesländern unterschied-

lich sind und in den jeweiligen haushaltsrechtlichen Bestimmungen und Plänen ‚versteckt‘ lie-

gen. Hinzu kommt, dass sich bedingt durch die föderale Vielfalt unterschiedlich weitgehende 

Aufgabenzuschnitte der Hochschulen im Baubereich identifizieren lassen, die ihrerseits mit un-

terschiedlichen großen Finanzausstattungen verbunden sind28, so dass die Relevanz der gede-

                                                
26

 Vgl. Kischkel (2008), Kanzler-Arbeitskreis „Immobilienmanagement“ (2002). 

27
 Vgl. Behrens et al. (2006), S. 7 und 19 ff. 

28
 Vgl. Stibbe et al. (2012). 
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ckelten Budgets unterschiedlich hoch ausfällt. Manche Hochschulen müssen die Anpassungen 

bei Neuberufungen aus investiven Mitteln selber tragen, in anderen Bundesländern werden die-

se vom Land bzw. dem Liegenschaftsbetrieb finanziert.  

Als wichtige Einschränkung muss auch darauf hingewiesen werden, dass die beschriebene An-

reizwirkung von der hochschulspezifischen Haushaltssituation abhängt und damit den Ursa-

chenbereich der landesseitigen Rahmenbedingungen verlässt.  

Gedeckelte Bewirtschaftungsbudgets finden sich in Baden-Württemberg (seit 1997) und in Nie-

dersachsen (seit 2005). In Berlin findet keine Anpassung der Investitionszuschüsse an die Infla-

tion statt. Am Beispiel der Länder Hessen und Nordrhein-Westfalen wird allerdings deutlich, 

dass eine mögliche Anreizfunktion gedeckelter Unterbringungsbudgets maßgeblich von der ge-

samten Finanzausstattung der Hochschulen in Relation zum Investitionsbedarf abhängig ist. In 

Hessen war 2008 das ganzheitliche Investitionsprogramm HEUREKA mit einer Laufzeit bis 

2020 und einem Volumen von 3 Mrd. € bzw. 250 Mio. € im Jahr aufgelegt worden. Daneben wa-

ren die Mittel für den Hochschulpakt 2011 – 2015 insgesamt allerdings annähernd gedeckelt 

und enthielten nur geringfügige Tarifanpassungen, während der Baubereich explizit gedeckelt 

war. In Nordrhein-Westfalen war 2008 ein vergleichbares Hochschulbauinvestitionsprogramm 

mit rund 5 Mrd. bis 2015 verabschiedet worden29.  

Andere Bundesländer weisen Regelungen bzw. Institutionen auf, bei denen die gebäudema-

nagementbezogenen Aufgaben und Kosten beispielsweise von den Liegenschaftsbetrieben 

übernommen werden oder zeigen dynamische Zuschussregelungen. Dynamische Zuschüsse, 

die an steigende Kosten angepasst werden und die als weniger förderlich eingestuft werden, 

weisen Mecklenburg-Vorpommern, Bayern, Sachsen-Anhalt und Sachsen auf.  

2.4.2.3 Verbesserung der Informationssysteme 

Als dritte Möglichkeit bieten sich dem Principal Maßnahmen an, mit denen er sein Informations-

defizit verringert. Hierunter fallen landesseitige Vorgaben für alle Arten von Berichtswesen, Con-

trollingaktivitäten, Einführungen von Kostenrechnungswesen, Benchmarkings etc. Sie versetzen 

den Principal in die Lage, die Leistung des Agenten besser zu beurteilen. Allerdings entstehen 

dem Agenten und dem Principal Kosten für diese Maßnahmen. Als besondere Informationssys-

teme sollen hier flächenbezogene Berichtswesen und systematische Flächenbedarfsberech-

nungen skizziert werden. 

Flächenbezogenes Berichtswesen 

Bis zum Auslaufen der Rahmenplanung für den Hochschulbau waren diese verpflichtet, ihren 

Flächenbestand beim Bund (BMBF) jährlich zu melden. Mit Aufhebung der Rahmenplanung ist 

die Verpflichtung formal entfallen, allerdings haben einige Bundesländer an dieser Berichts-

pflicht festgehalten. Trotz einer als eingeschränkt zu bewertenden Aussagekraft der Flächenan-

gaben können die Informationen verwendet werden, um durch vergleichende Benchmarks 

Rückschlüsse auf die Flächennutzungen in den Hochschulen zu ziehen.  
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Systematische Methoden zur Bedarfsberechnung von Flächen 

Die klare Formulierung von Flächenbedarfsstandards auf der Landesebene nicht nur in Form 

von Büroflächenrichtlinien, sondern durch systematische Bedarfsplanungen erleichtert deren 

Übertragung im Rahmen von bedarfsorientierten Steuerungsinstrumenten in die Hochschule. 

Als vereinfachtes Bedarfsplanungsverfahren hat das Land Nordrhein-Westfalen beispielsweise 

das so genannte „Kennwertverfahren NRW“ Ende der 2010er Jahre eingeführt. In Baden-

Württemberg existiert (seit ca. 2007) das zweistufige Verfahren der Bedarfsanmeldung (BA) und 

Nutzungsanforderung (NAF). Letzteres ist ein detailliertes parametergestütztes Verfahren, des-

sen Ergebnisse nachgereicht werden müssen, nachdem das Einvernehmen zwischen Hoch-

schule und Land bezüglich des festgestellten Bedarfs erzielt wurde. In Berlin einigten sich die 

Universitäten ebenfalls auf ein parametergestütztes Verfahren der Bedarfsermittlung. 

Mit landesweiten Hochschulstrukturplanungen, die Flächenbedarfsermittlungen auf der Grund-

lage einer einheitlichen Methode enthielten, gaben die Länder Sachsen-Anhalt (2004) und Hes-

sen (2008) den Hochschulen einen flächenbezogenen Entwicklungsrahmen vor. Für Bremen 

wurde 2004 ein landesweites Flächenmanagementinstrument zur Koordination zwischen den 

Ebenen Land-Hochschule-Fachbereich entwickelt30. Obwohl es aus Haushaltsgründen nicht 

eingeführt werden konnte, hat es rahmensetzende Funktion und enthält ein vereinfachtes Be-

darfsermittlungsmodell31. Hinzu kommt, dass faktisch alle Hochschulen des Stadtstaates mit de-

taillierten parametergestützten Bedarfsermittlungen bemessen wurden32. 

Für die im nächsten Kapitel anschließende Untersuchung des Zusammenhangs zwischen den 

landesseitigen Rahmenbedingungen und der Häufigkeit von hochschulinternen Flächensteue-

rungsmechanismen wurde hier lediglich die Kategorie der systematischen Bedarfsermittlung 

operationalisiert.   

                                                
30

 Vgl. Söder-Mahlmann et al. (2004). 

31
 Der Senator für Bildung und Wissenschaft in Bremen (2007), S. 12. 

32
 Aktuell erfolgen zwei Bedarfsermittlungen der HIS Gmbh, die in 2014 abgeschlossen werden. 
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Tabelle 1: Liegenschaftspolitische Institutionen für mehr Flächeneffizienz 

Quelle: eigene Darstellung 

  

Liegenschaftspolitische Institutionen für mehr Flächeneffizienz 

           förderliche Rahmenbedingungen                 weniger förderliche Rahmenbedingungen 

Verdichtung der Verfügungsrechte 

Hochschulen sind Eigentümer (3 Pkt.) 

TU Darmstadt, Stiftungshochschulen Frankfurt 

und Niedersachsen, Universität zu Köln, Universi-

tät des Saarlandes 

Finanzielle Verantwortung für An- und Abmie-

tungen (1 Pkt.) 

Bayern, Hamburg, Nordrhein-Westfalen, Rhein-

land-Pfalz, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, 

Stiftungsuniversität Viadrina 

Hochschulen sind Bauherren (2 Pkt.) (Wert-

grenze > 4 Mio. €)  

Berlin, Bremen, Hochschule Rhein-Sieg 

Hochschulen haben Nutzungsrecht (0 Pkt.) 

Baden-Württemberg, Brandenburg, Hessen, 

Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Saar-

land, Sachsen, Thüringen 

Immobilienwirtschaftliche Anreize der Länder („Ergebnisbeteiligung“) 

Mieter-Vermieter-Modelle 

Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-

Pfalz, Bremen (lediglich mit vergleichbarem Geld-

kreislauf) 

 

Gedeckelte Investitionskostenzuschüsse 

Baden-Württemberg, Berlin, Bremen, Hamburg, 

Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-

Pfalz, Schleswig-Holstein 

Mischform  

Brandenburg 

Bedarfsabhängige Investitionskostenzu-

schüsse 

Hessen  

Dynamische Zuschussregelungen 

Bayern, Mecklenburg-Vorpommern, Saarland, 

Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen 

 

 

Informations- und Kontrollsysteme der Länder 

Flächenbezogenes Berichtswesen 

nicht operationalisiert 

 

Hochschulübergreifende Bedarfsberech-

nungsmethode 

Baden-Württemberg, Berlin, Bremen, Hessen, 

Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt 

Ohne hochschulübergreifende Bedarfsbe-

rechnungsmethode 

Bayern, Brandenburg, Hamburg, Mecklenburg-

Vorpommern, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, 

Saarland, Sachsen, Schleswig-Holstein, Thürin-

gen 

Direkte Verhaltenssteuerung 

Einforderung hochschulinterner Flächenma-

nagementmodelle 

Baden-Württemberg, Berlin, Bremen, Sachsen-

Anhalt, Niedersachsen (teilweise) 

Ohne direkte Aufforderung 

Bayern, Brandenburg, Hamburg, Hessen, Meck-

lenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, 

Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Schleswig-

Holstein, Thüringen  
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2.5 Institutionen und hochschulinterne Flächensteuerung 

Im Folgenden wird dem Zusammenhang zwischen den skizzierten liegenschaftspolitischen 

Rahmenbedingungen in den 16 Bundesländern Deutschlands und dem Vorkommen von hoch-

schulinternen Flächenmanagementinstrumenten und -verfahren nachgegangen. Auf der einen 

Seite wurden diejenigen Bundesländer, in denen weniger förderliche und in denen förderliche 

liegenschaftspolitische Institutionen für einen effizienten Umgang mit Flächenressourcen identi-

fiziert wurden, zu jeweils zwei Gruppen zusammengefasst (vgl. Tabelle 1). Diese Gruppierun-

gen erfolgten für die im vorherigen Kapitel beschriebenen vier Typen von Institutionen: den Ver-

fügungsrechten, den immobilienwirtschaftlichen Anreizen, den Informations- und 

Kontrollsystemen und der direkten Verhaltenssteuerung. Anschließend wurde ausgewertet, wie 

oft hochschulinterne Flächensteuerungsinstrumente und -verfahren in den beiden gebildeten 

Gruppen angewendet werden. Datenbasis ist die deutschlandweite Hochschulbefragung (vgl. 

den Beitrag von Silja Tylliä). In die Befragung einbezogen wurden zusätzlich zu den 103 staatli-

chen Hochschulen, die angaben ihre Flächen aktiv zu steuern, auch 11 Hochschulen, die die-

ses verneinten. Einbezogen in die Auswertung wurden also 114 Datensätze, was einem Rück-

lauf von insgesamt 20 % entspricht.  

Die Hochschulen waren aufgefordert worden anzugeben, ob sie eines oder mehrere der folgen-

den Instrumente zur hochschulinternen Flächensteuerung anwenden: 

 digitale Raumdatei, 

 integriertes CAFM-System (multifunktionale, unterstützende Anwendung für das Liegen-

schaftsmanagement), 

 Flächenverwaltungsprogramm (unterstützende Anwendung zur Flächensteuerung evtl. 

auch innerhalb eines CAFM-Systems), 

 Lehrraumverwaltungsprogramm (unterstützende Anwendung zur Lehrraumsteuerung, 

evtl. auch innerhalb eines CAFM-Systems), 

 systematische Bedarfsberechnungen für Berufungs- und Bleibeverhandlungen, 

 hochschulweite Flächenbedarfsplanungen, 

 Auslastungsuntersuchungen nach Flächen und/oder Räumen. 

Bei den Verfahren wurde gefragt nach: 

 zentralen Anweisungen zur Flächenversorgung einzelner Organisationseinheiten durch 

Hochschulleitung, 

 Verhandlungen über Flächenressourcen in Berufungs- und Bleibeverhandlungen, 

 Zielvereinbarungen zwischen Nutzern und der Hochschulleitung, 

 monetärer Steuerung, 

 Berücksichtigung der Flächenversorgung im Rahmen der hochschulinternen Mittelvertei-

lung, 

 zentral (hochschulweit) gesteuerte Poolkonzepte für Verfügungsflächen, 
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 dezentral (z. B. in einzelnen Fachbereichen) gesteuerte Poolkonzepte für Verfügungs-

flächen, 

 zentrale Lehrraumvergabe (hochschulweit), 

 dezentrale Lehrraumvergabe (in Fachbereichen), 

 -direkter Austausch von Räumen und Flächen zwischen den Hochschuleinrichtungen, 

 Flächenverteilung in Gremien. 

Mit diesem Datensatz wird nun die These überprüft, dass Hochschulen unter liegenschaftspoli-

tischen Institutionen, die einen effizienten Umgang mit der Ressource Fläche befördern, ver-

stärkt hochschulinterne Flächensteuerungsansätze betreiben. Genauer gesagt werden Rück-

schlüsse darüber formuliert, ob sich ‚Institutionen‘ finden lassen, die zu einer verstärkten 

Einführung von hochschulinternen Flächensteuerungsansätzen führen. Bei der Auszählung der 

Häufigkeiten in den beiden Gruppen (förderlich/weniger förderlich) wurden alle Instrumente und 

Verfahren gleich behandelt. 

 

Abbildung 1: Einfluss der Verfügungsrechte auf die Instrumenten- und Verfahrensdichte 

Quelle: eigene Berechnung 

Die Abbildung zeigt eine leicht höhere durchschnittliche Anzahl von Steuerungsinstrumenten 

pro Hochschulfall von 2,47 in der Kategorie der verdichteten Verfügungsrechte, also bei Hoch-

schulen, die unter förderlichen landesseitigen liegenschaftspolitischen Rahmenbedingungen 

agieren. Unter verdünnten eigentumsrechtlichen Bedingungen sind es durchschnittlich nur 2,29 

Instrumente pro Fall. Dieses Ergebnis bestätigt sich, wenn auch die implementierten Verfahren 

zur Flächensteuerung betrachtet werden. Der Abstand zwischen den beiden Klassen steigt nun 

von 3,53 zu 2,83 auf 0,7 durchschnittliche Verfahren pro Hochschulfall an.  
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Der Zusammenhang zwischen den immobilienwirtschaftlichen Anreizen und der Häufigkeit der 

Flächenmanagementansätze verhält sich entgegen der aufgestellten These. 

 

Abbildung 2: Einfluss der immobilienwirtschaftlichen Anreize auf die Instrumenten- und  

 Verfahrensdichte 

Quelle: eigene Berechnung 

Unter förderlichen Rahmenbedingungen liegen die durchschnittlichen Werte bei den Instrumen-

ten und den Verfahren deutlich niedriger (2,09 zu 2,65) als unter Rahmenbedingungen, wo die-

se nicht identifiziert wurden. Aufgrund der Schwierigkeiten bei der Operationalisierung (vgl. Ka-

pitel 2.4.2.2) sollten diese Ergebnisse nicht dahingehend interpretiert werden, dass 

Hochschulen nicht für immobilienökonomische Anreize zugänglich wären. Die Ergebnisse zei-

gen hier lediglich, dass der vermutete Zusammenhang nicht bestätigt werden kann. 

  

Abbildung 3: Einfluss der Informations- und Kontrollsysteme auf die Instrumentendichte 

Quelle: eigene Berechnung 
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Beim Einfluss der Informations- und Kontrollsysteme zeigt sich zwar wieder ein einheitliches 

Bild und beide Werte steigen an. Allerdings liegen die Werte bei den Instrumenten sehr nah 

beieinander: 2,34 zu 2,30. Bei der Verfahrensdichte lässt sich jedoch ein deutlicherer Abstand 

zwischen den beiden Klassen feststellen: 3,2 zu 2,7. 

Noch eindeutiger fallen die Ergebnisse beim Einfluss der direkten Verhaltenssteuerung auf die 

Häufigkeit aus, mit der Hochschulen Flächensteuerungsansätze betreiben. Die Werte liegen bei 

den Instrumenten bei 2,42 zu 2,26 und steigen bei den Verfahren noch einmal an auf 3,63 zu 

2,57.  

 

Abbildung 4: Einfluss der direkten Verhaltenssteuerung auf die Instrumentendichte 

Quelle: eigene Berechnung 

2.6 Fazit 

Mithilfe der Neuen Institutionenökonomie lassen sich Handlungsmöglichkeiten der Länder iden-

tifizieren, mit denen sie Rahmenbedingungen setzen können, um die Hochschulen zu einer effi-

zienten Flächennutzung zu bewegen. Sie reichen von der Einbeziehung der Flächenressourcen 

in den Modernisierungsprozess der Hochschulen unter dem Leitbild des New Public Manage-

ment, gehen über Ansätze zur Beteiligung der Hochschulen am Ergebnis eines effizienten Um-

gangs mit Flächen und enden mit Informations- und Kontrollsystemen und der direkten Auffor-

derungen, Flächenmanagementsysteme an den Hochschulen einzuführen. 

Die Ergebnisse der Hochschulbefragung zeigen, dass bestimmte Rahmensetzungen in den 

Ländern einen positiven Einfluss auf die hochschulinternen Bemühungen für eine effiziente Flä-

chennutzung haben. Unter der Rahmenbedingung hoch verdichteter Verfügungsrechte über die 

Liegenschaften und unter der Rahmenbedingung direkter Aufforderungen zur hochschulinter-

nen Flächensteuerung in Zielvereinbarungen werden häufiger Flächenmanagementansätze an 

Hochschulen angewendet als unter weniger förderlichen bzw. einfordernden Rahmenbedingun-

gen. In abgeschwächter Form gilt dieser Befund auch für die Informations- und Kontrollsysteme. 

Für Rahmensetzungen mit intensiveren immobilienökonomischen Anreizen seitens der Länder 
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konnten aus dem vorhandenen Datenmaterial keine positiven Auswirkungen identifiziert wer-

den.  

Auffällig ist, dass der Baubereich bei den Autonomiezuwächsen der Hochschulen weitgehend 

außen vor bleibt. Wie bewusst und gezielt diese Entwicklung von Seiten der Länder oder der 

Hochschulen betrieben wird, muss an dieser Stelle offen bleiben. Es liegt allerdings auf der 

Hand, dass die Flächenbereitstellung auch anderen Rationalitätskriterien als nur der Effizienz 

unterliegt. Die große Symbolkraft, die von einer Neubauentscheidung ausgeht, ist ein möglicher 

Grund dafür, dass sich die Politik einen direkten Einfluss auf hochschulbaupolitische Investiti-

onsentscheidungen offen lässt. Ein weiterer Grund könnte in der Konkurrenz der Hochschulen 

untereinander liegen, die ein bilaterales Verhandeln um neue Flächen Erfolg versprechender 

erscheinen lässt, als eine nach Effizienzgesichtspunkten organisierte Ressourcenallokation. Ein 

mögliches drittes Ursachenbündel könnte in den eingangs bereits angesprochenen internen 

Organisationsproblemen von Hochschulen und den fehlenden Informationen um die negativen 

Folgen ineffizienter Flächennutzung bei den Hochschulakteuren liegen. 

Doch warum sollte nicht auch der Baubereich von autonomen Hochschulen gestaltet werden 

können? Sicherlich bräuchte es mehr interne Gestaltungskraft und Gestaltungswillen. Die In-

strumente und Verfahren für ein kostenbewusstes Flächencontrolling sind zumindest bekannt. 

Vielleicht können institutionenökonomisch begründete Argumentationsmuster der Rationalität 

und Effizienz in den hochschulpolitischen Diskursen aktiv gegen Kirchturmpolitiken und Nicht-

Angriffs-Blockaden eingesetzt werden.  

Flächen kosten die Hochschulen viel Geld, Geld, das unter Umständen für andere Zwecke an 

Hochschulen sinnvoller verwendet werden könnte. Das muss ins Bewusstsein der Nutzer.  
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3 ERGEBNISSE DER DEUTSCHLANDWEITEN UMFRAGE  

„HOCHSCHULEN - WIE WERDEN FLÄCHEN GESTEUERT?“ 

Silja Tyllilä,   

wissenschaftliche Mitarbeiterin im Arbeitsbereich Bauliche Hochschulentwicklung in der Abtei-

lung Hochschulentwicklung der HIS Hochschul-Informations-System GmbH 

3.1 Einleitung 

Die Umfrage „Hochschulen – wie werden Flächen gesteuert“ wurde im Rahmen des For-

schungsprojektes „Allokation und Steuerung von Flächenressourcen in Hochschulen“ (FLHO) 

durchgeführt.1 Das Ziel der Umfrage war einer Bestandsaufnahme der Flächensteuerung an al-

len staatlich anerkannten Hochschulen in Deutschland. Mit der Umfrage wurden die vorhande-

nen Ansätze zur hochschulinternen Flächensteuerung aufgezeichnet und die von den Hoch-

schulen angestrebte Entwicklung auf diesem Gebiet beleuchtet. Des Weiteren wurden 

Informationen zu den Rahmenbedingungen gesammelt, die Flächensteuerung begünstigen, 

und zu den Motiven, aufgrund derer die Hochschulen ihre Flächen verwalten. Die Umfrage dient 

zusätzlich als Unterstützung bei der Entwicklung der Modelle zur Flächensteuerung. Auch sollte 

ein Kontakt zu Experten für die Flächensteuerung an den Hochschulen als mögliche Ansprech-

partner für Fallstudienuntersuchungen im weiteren Verlauf des Forschungsprojektes FLHO her-

gestellt werden. 

Die Umfrage wurde in Form eines Online-Fragebogens im Zeitraum vom 31. Mai bis 29. Juni 

2012 durchgeführt.  

Im Folgenden werden die Ergebnisse der Befragung vorgestellt. 

3.2 Rücklauf 

Für die Bestandsanalyse der Flächensteuerung an den staatlich anerkannten Hochschulen in 

Deutschland wurden durch Recherchen der HIS GmbH und der Bauhaus-Universität Weimar 

insgesamt 578 Hochschulen identifiziert und angeschrieben. Unter diesen 578 deutschen 

Hochschulen haben nach Recherchen der Forschungspartner 296 Hochschulen einen staatli-

chen und 41 einen kirchlichen Träger. 241 Bildungseinrichtungen sind private Hochschulen. Bei 

der Bestandsanalyse sollten die Hochschulen mit bestehender Flächensteuerung näher be-

trachtet werden, daher wurden die Datensätze mit einer negativen Antwort auf die Frage nach 

bestehender oder geplanter Flächensteuerung aussortiert.  

Insgesamt haben 20 Prozent der angeschriebenen Hochschulen mit hochschulinternen Flä-

chensteuerungsansätzen an der Umfrage „Hochschulen – wie werden Flächen gesteuert?“ teil-

genommen. Aus den insgesamt 116 Datensätzen fanden 13 keine weitere Berücksichtigung 

aufgrund der negativen oder fehlenden Beantwortung der Frage zur vorhandenen staatlichen 

Anerkennung der Hochschule. Diese 103 ausgewerteten Datensätze stammen von staatlich 

                                                
1
 Vgl. dazu Kap. 1.2 und 1.3. 
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anerkannten Hochschulen, an denen Flächensteuerung hochschulintern geregelt wird (siehe 

Abbildung 1). 
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Abbildung 1: Rücklauf der Umfrage 

Quelle: eigene Abbildung 

3.3 Hochschuldaten 

Von den berücksichtigten Datensätzen wurden 79 Prozent (Anzahl 81) von Hochschulen mit ei-

nem staatlichen Träger beigesteuert. 8 Prozent (Anzahl 8) der ausgefüllten Fragebögen stamm-

ten von kirchlichen Hochschulen und 9 Prozent (Anzahl 9) von privaten. 5 Prozent der Hoch-

schulen (Anzahl 5) haben keinen Träger genannt (siehe Abbildung 2). 



3 Ergebnisse der Umfrage „Hochschulen – wie werden Flächen gesteuert?“ 

41 

 

 

n=103  

Abbildung 2: Träger der Hochschule 

Quelle: eigene Abbildung 

 

Vertreter von Hochschulen für angewandte Wissenschaften bzw. Fachhochschulen haben 

57 Prozent (Anzahl 59) der Fragebögen ausgefüllt. Von den Universitäten bzw. Hochschulen 

sowie Kunsthochschulen stammen 41 Prozent (Anzahl 42) der ausgewerteten Datensätze. 

2 Prozent der teilgenommenen Hochschulen (Anzahl 2) haben keinen Hochschultyp angegeben 

(siehe Abbildung 3). 
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Abbildung 3: Hochschultyp 

Quelle: eigene Abbildung 
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Die Liegenschaftsstruktur der Hochschulen führt zu unterschiedlichen Herausforderungen für 

die hochschulinterne Flächensteuerung. Fast die Hälfte (44 %) der teilgenommenen Hochschu-

len sind Campus-Hochschule, 41 Prozent der Hochschulen sind in mehreren nah aneinander 

liegenden Einzelobjekten untergebracht. Die wenigsten Hochschulen sind in Einzelobjekten 

(9 %) oder dezentralen Einzelobjekten (5 %) untergebracht. 2 Prozent der teilgenommenen 

Hochschulen haben keine Angaben zu ihrer Liegenschaftsstruktur gemacht (siehe Abbildung 4). 

  

n=103  

Abbildung 4: Liegenschaftsstruktur der Hochschulen 

Quelle: eigene Abbildung 

3.4 Gründe für die hochschulinterne Flächensteuerung 

Die Flächensteuerung folgt bestimmten Zielen je nach der Prioritätensetzung der Hochschule. 

Ein Grund für die hochschulinterne Flächensteuerung kann der Druck von außerhalb der Hoch-

schule sein oder die Notwendigkeit zur Flächensteuerung kann sich aus dem internen Hoch-

schulbetrieb ergeben. In der Umfrage „Hochschulen – wie werden Flächen gesteuert“ wurden 

die Hochschulen gebeten, ihre Motive zur Flächensteuerung ohne vorgegebene Antwortkatego-

rien zu erläutern. Die Angaben der Hochschulen wurden nachträglich in Kategorien zusammen-

gefasst.  

Die internen Gründe für die Flächensteuerung können folgendermaßen gruppiert werden: 

 Schaffung von Transparenz und Bedarfsgerechtigkeit, 

 zusätzlicher Flächenbedarf und die daraus resultierende Notwendigkeit die vorhandenen 

Flächen effizienter zu verteilen, 

 Kostendruck und Kosteneinsparung der Ressource Fläche, 

 effiziente Raumnutzung um Leerzeiten zu vermeiden, 

 effiziente Bewirtschaftung der vorhandenen Flächen, 

 Planungsgrundlage für zukünftige Entwicklungen erschaffen, 
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 Entwicklung in der Forschung, die zu neuen Raumansprüchen führt, 

 Entwicklung in der Lehre, woraus ein anderer Flächenbedarf resultiert, 

 sonstige interne Gründe für die Flächensteuerung. 

 

Folgende Kategorien wurden für die externen Gründe zur Flächensteuerung ausgearbeitet:  

 Anordnung zum Flächenmanagement vom Land, 

 Ziel- und Leistungsvereinbarungen zwischen Land und Hochschule, die Flächensteue-

rung vorsehen, 

 Flächenvorgaben des Landes, die eine effiziente Nutzung erforderlich machen, 

 sonstige direkte Anforderungen/ Vorgaben des Landes, die eine Flächensteuerung nötig 

machen, 

 Flächenbedarfsdarstellung gegenüber Land/ Landesliegenschaftsgesellschaft/ Förder-

mittelgeber, 

 die Pflicht der Informationsbereitstellung an das Land, 

 sonstige externe Gründe. 

 

Von den oben erläuterten internen Motiven zur Flächensteuerung wurde am häufigsten die effi-

ziente Raumnutzung genannt (45 Hochschulen), die zweithäufigste Angabe (27 Hochschulen) 

war das Ziel der Transparenz und Bedarfsgerechtigkeit. 19 Hochschulen haben die Entwicklung 

in der Lehre als Motiv der Flächensteuerung aufgelistet, 17 Hochschulen das Ziel, eine Pla-

nungsgrundlage zu erschaffen. Kostendruck und Kosteneinsparung sind für 15 der Hochschu-

len relevant und 14 Hochschulen betreiben Flächensteuerung wegen des zusätzlichen Flä-

chenbedarfes. Die effiziente Bewirtschaftung der vorhandenen Flächen und die 

Entwicklungstendenzen in der Forschung wurden von jeweils 7 Hochschulen als Gründe für die 

interne Flächensteuerung aufgezählt (siehe Abbildung 5). 
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Abbildung 5: interne Gründe für Flächensteuerung 

Quelle: eigene Abbildung 

 

Externe Gründe für die Flächensteuerung wurden von den 103 Hochschulen seltener angege-

ben als interne. An erster Stelle der externen Motive stand die Flächenbedarfsdarstellung ge-

genüber Land, Landesliegenschaftsgesellschaft oder Fördermittelgeber, die von 8 Hochschulen 

als Motiv angegeben wurde. 7 Hochschulen nannten die Informationsbereitstellung an das Land 

als einen Grund für die hochschulinterne Flächensteuerung. 6 Hochschulen steuern ihre Flä-

chen unter anderem wegen den Flächenvorgaben des Landes, während 4 Hochschulen sonsti-

ge direkte Anforderungen per Vorgaben des Landes als einen Ansporn für die Flächensteue-

rung aufgelistet haben. Eine Anordnung zum Flächenmanagement vom Land traf auf 3 

Hochschulen zu und gleich viele Hochschulen steuern ihre Flächen unter anderem aufgrund der 

Ziel- und Leistungsvereinbarungen mit dem Land (siehe Abbildung 6). 
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Abbildung 6: externe Gründe für Flächensteuerung 

Quelle: eigene Abbildung 

 

Interne Gründe wurden von Hochschulen unabhängig vom Hochschulträger häufiger als externe 

Gründe genannt. Für 65 Prozent der staatlichen Hochschulen sind interne Gründe bedeutsam 

für die Flächensteuerung, während nur 30 Prozent dieser Hochschulen den externen Druck als 

ein Motiv ihres Flächenmanagements nennen. Von den kirchlichen Hochschulen gaben 

38 Prozent interne Gründe und 25 Prozent externe Gründe an. Für die privaten Hochschulen 

spielen externe Gründe erwartungsgemäß keine Rolle, dafür haben 89 Prozent der privaten 

Hochschulen Angaben zu den internen Gründen gemacht. Die restlichen 5 Hochschulen ohne 

Nennung des Trägers haben genauso in erster Linie interne Gründe genannt (40 %), während 

externe Gründe seltener angegeben wurden (20 %) (siehe Abbildung 7). 
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Abbildung 7: interne und externe Gründe für Flächensteuerung nach Träger 

Quelle: eigene Abbildung 

3.5 Instrumente und Verfahren der hochschulinternen Flächensteuerung 

Zusätzlich zu den Gründen für eine Flächensteuerung wurden die Hochschulen nach den In-

strumenten gefragt, die zur Flächensteuerung verwendet werden oder zukünftig eingeführt wer-

den sollen. Am häufigsten genannt wurden Lehrraumverwaltungsprogramme: 69 Prozent der 

Hochschulen verwenden derartige Programme und weitere 11 Prozent planen ihre Einführung. 

Gleich viele Hochschulen verwenden eine umfassende digitale Raumdatei (69 %) und 

5 Prozent möchten dies in der Zukunft tun. Nach diesen beiden Instrumenten finden Auslas-

tungsuntersuchungen an 42 Prozent der Hochschulen Verwendung und sogar 19 Prozent pla-

nen zukünftige Auslastungsuntersuchungen nach Flächen und/oder Räumen. Ein Flächenver-

waltungsprogramm haben 40 Prozent der Hochschulen momentan im Einsatz und weitere 

15 Prozent der Hochschulen wollen dieses in der Zukunft nutzen. Ähnlich verhält es sich mit 

den hochschulweiten Flächenbedarfsplanungen, 39 Prozent der Hochschulen setzen diese zur 

Flächensteuerung ein und 15 Prozent planen, zukünftig Flächenbedarfsplanungen einzuführen. 

Ein integriertes CAFM-System besitzen nur 17 Prozent der Hochschulen, doch ist dies das In-

strument, das am häufigsten von den Hochschulen zukünftig eingeführt werden soll (18 %). Am 

wenigsten werden systematische Bedarfsberechnungen für Berufungs- und Bleibeverhandlun-

gen eingesetzt (von 11 % der Hochschulen), jedoch planen weitere 11 % der Hochschulen die 

Einführung von diesen. Damit bleiben die Berufungs- und Bleibeverhandlungen trotzdem das 

am seltensten eingesetzte Instrument zur Flächensteuerung (siehe Abbildung 8).  
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Den größten Nachholbedarf sehen die Hochschulen also bei den CAFM-Systemen und den 

Auslastungsuntersuchungen. Die populärsten Instrumente sind jedoch Lehrraumverwaltungs-

programme.  
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*multifunktionale, unterstützende Anwendung für das Liegenschaftsmanagement 
**unterstützende Anwendung zur Flächensteuerung/Lehrraumsteuerung, evtl. innerhalb eines CAFM-Systems 

Abbildung 8: Instrumente im Einsatz und in Planung  

Quelle: eigene Abbildung 

 

Zur Durchsetzung der Flächensteuerung bei den Nutzern verwenden die Hochschulen unter-

schiedliche Verfahren. Am häufigsten wird die Lehrraumvergabe zentral geregelt: 68 Prozent 

der Hochschulen verwenden diese Strategie, weitere 5 Prozent planen die Einführung der zent-

ralen Vergabe. An zweiter Stelle mit 51 Prozent werden die zentralen Anweisungen zur Flä-

chenversorgung durch die Hochschulleitung genannt: 47 Prozent der Hochschulen verwenden 

die zentralen Anweisungen und weitere 5 Prozent wollen diese zur Durchsetzung der Flächen-

steuerung einführen. Die dezentrale Lehrraumvergabe wird an dritter Stelle genannt, 47 Prozent 

der Hochschulen praktizieren diese und weitere 2 Prozent möchten die dezentrale Vergabe ein-

führen. Poolkonzepte für Verfügungsflächen gibt es sowohl als zentrale als auch als dezentrale 

Konzepte. Zentrale Flächenpools sind jedoch häufiger im Einsatz (30 % der Hochschulen) und 

weitere 12 Prozent planen diese für die Zukunft. Dezentrale Poolkonzepte werden von 

23 Prozent der Hochschulen zur Flächensteuerung eingesetzt, während nur 4 Prozent die zu-

künftige Einführung planen. Die geringere Häufigkeit der dezentralen Konzepte dürfte auch da-

ran liegen, dass eine bestimmte Größe der Hochschule erreicht werden muss, um dezentrale 

Konzepte sinnvoll einsetzen zu können. Zielvereinbarungen werden nicht nur zwischen Land 

und Hochschule abgeschlossen. 24 Prozent der Hochschulen verwenden diese auch intern bei 

der Flächensteuerung und weitere 12 Prozent wollen dies zukünftig tun. Flächenressourcen ge-

hören für 33 Prozent der Hochschulen zu den Verhandlungen bei den Berufungs- und Bleibe-

verhandlungen, aber nur 1 Prozent der Hochschulen beabsichtigen die Flächensteuerung auf 
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diese Weise zukünftig einzuführen. Auch direkter Austausch findet als ein Verfahren der Flä-

chensteuerung Verwendung. An 24 Prozent der Hochschulen tauschen die Einrichtungen Räu-

me je nach Bedarf untereinander aus und weitere 2 Prozent der Hochschulen möchten dies zu-

künftig erlauben. Eine monetäre Steuerung ist nur bei 10 Prozent der Hochschulen im Einsatz, 

eingeführt werden soll sie jedoch an weiteren 16 Prozent der Hochschulen. Die Flächenversor-

gung wird dagegen nur an 7 Prozent der Hochschulen im Rahmen der hochschulinternen Mitte-

lerteilung berücksichtigt. Weitere 9 % der Hochschulen möchten dies jedoch einführen. Die Flä-

chenverteilung in Gremien wird am wenigsten als ein Verfahren der Flächensteuerung 

verwendet: 7 Prozent der Hochschulen verteilen ihre Flächen in Gremien und nur 3 Prozent 

wollen zukünftig auf diese Weise steuern (siehe Abbildung 9).  

Das wichtigste Verfahren ist die zentrale Lehrraumvergabe, gefolgt von zentralen Anweisungen 

durch die Hochschulleitung für alle Flächenbereiche und der dezentralen Lehrraumvergabe.   

 

n=103  

Abbildung 9: Verfahren im Einsatz und in Planung  

Quelle: eigene Abbildung 
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3.6 Zusammenfassung und  Fazit 

Die Mehrheit der an der Umfrage teilgenommenen Hochschulen hat einen staatlichen Träger. 

Flächen werden sowohl an Universitäten als auch an Fachhochschulen gesteuert und am häu-

figsten werden Flächen an den teilgenommenen Hochschulen mit einem Campus-Standort oder 

mit mehreren verdichteten Standorten gesteuert.  

Die Hochschulen nennen interne Gründe häufiger als externe, wenn sie nach ihrer Motivation 

für die Flächensteuerung gefragt werden. Externe Gründe sind nur für staatliche und kirchliche 

Hochschulen von Bedeutung. Private Hochschulen nennen erwartungsgemäß ausschließlich in-

terne Motive für die Flächensteuerung.  

Die Entwicklungstendenzen bei den Instrumenten bewegen sich in Richtung mehr Auslastungs-

untersuchungen und häufigeren Einsetzen von CAFM-Systemen. Bei den Verfahren zur Flä-

chensteuerung werden am häufigsten die Einführung von monetären Steuerungen, Zielverein-

barungen und zentralen Poolkonzepten geplant.  

Am wichtigsten ist jedoch die Flächensteuerung im Bereich der Lehrräume. Das Instrument, das 

am meisten Verwendung findet, ist ein Lehrraumverwaltungsprogramm. Das Verfahren zur Flä-

chensteuerung, das am häufigsten eingesetzt wird, ist dementsprechend die zentrale Lehr-

raumvergabe. 
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4 HOCHSCHULINTERNE FLÄCHENSTEUERUNGSMODELLE 

Anke Schwanck,     

wissenschaftliche Mitarbeiterin an der Professur Betriebswirtschaftslehre im Bauwesen an der 

Fakultät Bauingenieurwesen der Bauhaus-Universität Weimar 

4.1 Hintergrund 

Die Motivation für die interne Flächensteuerung an Hochschulen kann vielfältig sein. Impulse 

zur Steuerung können von außen an die Hochschule herangetragen werden (externe Gründe 

sein) und sich ebenso aus dem internen Hochschulbetrieb selbst ergeben (interne Gründe 

sein). In der Onlineumfrage1 im Rahmen des Forschungsprojektes „Allokation und Steuerung 

von Flächenressourcen in Hochschulen“ (FLHO) wurden die Hochschulen nach ihren internen 

und externen Gründen zur Flächensteuerung befragt. Von den Hochschulen wurden dabei ins-

besondere interne Gründe genannt, Flächensteuerung zu betreiben. Besonders häufig wurde 

angegeben, dass hochschulintern Flächen gesteuert werden, um die Effizienz bei der Raum-

nutzung und der Bewirtschaftung zu steigern sowie die Transparenz und die Bedarfsgerechtig-

keit bei der Flächenverteilung zu erhöhen.2   

Um die Flächen nach den hochschulinternen Grundsätzen und Bedarfen zu steuern, ist die In-

tegration eines hochschulinternen Flächensteuerungsmodelles notwendig. 

Flächensteuerung wird hier als Hauptbestandteil des Flächenmanagements von Gebäuden ver-

standen. Das hochschulinternes Flächenmanagement ist dabei eine Führungsaufgabe in der 

Verantwortung der Hochschulleitung und beinhaltet die „[...] Planung, Organisation, Führung 

[und] Kontrolle [...]“3 der in Hochschulen verfügbaren Räumlichkeiten „[...] im Hinblick auf ihre 

Nutzung und Verwertung“4 mit dem Ziel, den spezifischen Anforderungsprofilen aus Lehre und 

Forschung „[...] bestmöglich zu entsprechen [und dieses] zu geringstmöglichen Kosten [...]“5 zu 

erreichen.  

Flächensteuerung beinhaltet die Planung, Lenkung, Verteilung sowie Überprüfung von Flä-

chen und Räumen.6 Der Fokus in der Flächensteuerung liegt auf der Betreuung und Optimie-

rung der Räumlichkeiten. Die Verwertung von frei werdenden Flächen, was aus der Flächen-

steuerung resultieren kann, ist nicht Bestandteil der Flächensteuerung. Ergeben sich aus den 

                                                
1
 Onlineumfrage im Rahmen des Forschungsprojektes „Allokation und Steuerung von Flächenres-

sourcen in Hochschulen“ (FLHO) im Zeitraum vom 31.05.-29.06.2012 bei 578 deutschen Hochschu-

len, Rücklaufquote 20%, vgl. Kap. 3. 

2
 Vgl. dazu Kap. 3.4. 

3
 STAEHLE (1999), S. 71. 

4
 DIN 32736 (2000), S. 7. 

5
 GEFMA 130 (1999), S. 1. 

6
 Vgl. MEYER (2009), S. 129. 
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Nutzeranforderungen Bedarfe nach zusätzlichen Flächen, die nicht durch Optimierungen aus-

geglichen werden können, ist deren Beschaffungsweg ebenso nicht Bestandteil der Flächen-

steuerung. 

Hochschulinterne Flächensteuerung beinhaltet die von der Hochschule selbst organisierte 

Planung, Lenkung, Verteilung sowie Überprüfung der Nutzung von Flächen und Räumen. 

Unter einem Flächensteuerungsmodell soll hier verstanden werden, wie nach einer konzipier-

ten Vorgehensweise die Raumbelegung organisiert, reguliert und optimiert wird. 

Ein hochschulinternes Flächensteuerungsmodell  ist demnach eine durch die Hochschule 

selbst gelenkte und konzipierte Vorgehensweise, die unter Berücksichtigung der hochschuli-

schen Ziele für Forschung und Lehre die Raumbelegung in der Hochschule organisiert, reguliert 

und optimiert. 

Mit einem  Flächensteuerungsmodell an Hochschulen soll das Ziel verfolgt werden, die Flä-

chenverteilung bedarfsgerecht, fair und für alle transparent zu gestalten. Ziel ist ebenfalls, die 

Flexibilität und die Auslastung der Räume zu steigern. Bei der Steuerung müssen die besonde-

ren Anforderungen an Hochschulen berücksichtigt werden. In ein Steuerungsmodell können le-

diglich ausgewählte Bereiche integriert sein oder die komplette Hochschule einbezogen werden, 

um so den größtmöglichen Steuerungseffekt zu erreichen. 

4.2 Unterstützende Instrumente 

Zur Flächensteuerung können verschiedene unterstützende Instrumente eingesetzt werden. 

Softwareanwendungen ermöglichen technische Hilfe bei der Organisation der Flächensteue-

rung. Möglich sind hier komplexe CAFM-Systeme. CAFM steht hierbei für Computer Aided Fa-

cility Management. Unter einem CAFM-System soll eine multifunktionale Softwareanwendung 

zur Unterstützung des Gebäudemanagements verstanden werden, die an die speziellen Gege-

benheiten und Bedürfnisse der Institution angepasst ist.7 Als Bestandteil eines CAFM-Systems 

oder als monofunktionale Lösungen kann eine Flächenverwaltungssoftware die Raumverga-

be für alle Hochschulflächen unterstützen. Ebenso kann auch nur ein Lehrraumverwaltungs-

programm bei der Vergabe der Lehrräume Hilfe leisten. 

Eine notwenige Voraussetzung, um Flächensteuerung zu betreiben, ist das Führen eines 

Raumbuchs. Abhängig vom Umfang der zu steuernden Fläche ist hier eine digitale Raumdatei 

eine sinnvolle Unterstützung. Diese Raumdatei kann ebenso integriert in andere Softwarelö-

sungen sein. 

Als weitere minimale Voraussetzung für die Flächensteuerung werden Flächenbedarfsbe-

rechnungen angesehen. Nur wenn der Flächenbedarf bekannt ist, ist es möglich, Strategien zu 

entwickeln und steuernd einzugreifen. Optimal sind hier Bedarfsberechnungen für die gesamte 

Hochschule (hochschulweite Flächenbedarfsberechnungen). Als Voraussetzung für die Ver-

handlung über Flächenressourcen in Berufungs- und Bleibeverhandlungen sind hier ebenfalls 

                                                
7
 Vgl. zur Definition von CAFM-Systemen GEFMA 400 (2007). 
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eigene Bedarfsberechnungen notwendig. Gezielt – z. B. im Zuge von Neubaumaßnahmen – 

werden Bedarfsberechnungen für Teilbereiche der Hochschule erstellt.    

Flächenbedarfsberechnungen basieren in der Regel auf Flächenstandards. Flächenstandards 

geben vor, wie viel Flächen den einzelnen Hochschulangehörigen zur Verfügung gestellt wer-

den sollte oder mit wie viel Fläche einzelne Bereiche auskommen müssen. Diese Standards 

können den staatlichen Hochschulen von den zuständigen Landesministerien vorgegeben wer-

den. Ebenso können Hochschulen eigene Flächenstandards entwickeln oder sich an Vorgaben 

anderer Institutionen (z. B. der Hochschul-Informations-System GmbH) orientieren. 

Ein weiteres mögliches unterstützendes Instrument der Flächensteuerung sind Auslastungs-

untersuchungen. Hier wird die zeitliche und platzmäßige Belegung der Räume untersucht. 

Von den Hochschulen können Flächenkennwerte (z. B. Flächennutzungsgrad, Flächenbele-

gungsgrad, spezifischer Flächenbedarf, Flächenbedarf pro Mitarbeiter) gebildet werden. Im 

Rahmen eines internen und externen Benchmarkings oder über eine Balanced Scorecard kön-

nen diese Kennwerte dann ausgewertet werden und die Ergebnisse dieser zielgerichteten Ver-

gleiche in die Steuerungsstrategie fließen.      

4.3 Gängige Verfahren der Flächensteuerung in Unternehmen und in der  

öffentlichen Verwaltung 

Zur Steuerung der Flächen existieren sehr unterschiedliche Verfahren. Nachfolgend sind gängi-

ge Verfahren aufgelistet, die in Unternehmen oder der öffentlichen Verwaltung angewendet 

werden.  

- Kennzahlenvergleiche: 

 Internes und externes Benchmarking 

 Balanced Scorecard 

- Interne Flächenverrechnung (dieses Modell wird in der öffentlichen Verwaltung auch als 

Mieter-Vermieter-Modell bezeichnet), Mietansatz als: 

 fiktive Miete 

 kalkulatorische Miete 

 marktübliche Miete 

- Zielvereinbarungen  

- Arbeitsplatz- und Büroformkonzeption: 

 Großraumbüro 

 Gruppenbüro 

 Zellenbüro 

 Kombibüro 

 Büromix 
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- Strategische Flächenorganisation, unter der Fragestellung: Wer sitzt wo am besten?  

 Verdichtung 

 Standortverlagerung 

 Umzug 

 Neubezug 

- Mehrfachnutzungen, z. B.: 

 von Allgemeinflächen 

 von Arbeitsplätzen (Desk-Sharing) 

- Flexibilisierte Mietverträge 

- Outsourcing: 

 von Tätigkeiten 

 von Immobilien 

In der Regel werden in einem Unternehmen bzw. in der öffentlichen Verwaltung unterschiedli-

che Verfahren parallel  angewendet.  

4.4 Typologie der bestehenden hochschulspezifischen, internen  

Flächensteuerungsverfahren 

Generell ist die Anwendung der in Kapitel 4.3 aufgelisteten Flächensteuerungsverfahren auch 

für Hochschulen möglich, wenn diese an die hochschulspezifischen Gegebenheiten angepasst 

werden.  

Explizit für die Flächensteuerung an Hochschulen werden in der Forschung verschiedene Steu-

erungsverfahren diskutiert und ebenso werden verschiedene an die hochschulischen Beson-

derheiten angepasste Verfahren zur Flächensteuerung genutzt. Eine feste Systematik in der 

Bezeichnung der Verfahren hat sich bisher noch nicht durchgesetzt.  

Methodisch lassen sich die identifizierten Steuerungsvarianten in drei Grundtypen unterteilen: 

 hierarchische Flächensteuerung, 

 marktorientierte Flächensteuerung, 

 kooperative Flächensteuerung. 

Nachfolgend werden die Grundtypen und mögliche Ausformungen vorgestellt sowie Hinweise 

auf alternative Bezeichnungen in Forschung und Praxis gegeben. 
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4.5 Hierarchische Flächensteuerung 

Dieses Flächensteuerungsmodell ist die klassische Vorgehensweise. Die Flächenressource 

wird „[...] als vorhandene bzw. zu schaffende Ressource betrachtet.“8 Hier erfolgt die Flächen-

steuerung zentral per Anweisung durch die Hochschulleitung bzw. delegiert auf die entspre-

chenden organisatorischen Einheiten. Deshalb kann diese Steuerungsform auch als „Rauman-

weisung“9 bezeichnet werden.  

Dieses Verfahren basiert auf einer zentralen Unterbringungsplanung in Verantwortung der 

Hochschulleitung durch eine interne zentrale Kommission oder eine ähnliche interne Leitungs-

struktur. Die operativen Aufgaben übernimmt die Hochschulverwaltung. Flächenzuweisungen 

erfolgen aufgrund von angemeldeten und begründeten Bedarfsfällen in Einzelfallentscheidun-

gen. Als Grundlage für die Flächensteuerung können Flächenbedarfsberechnungen dienen. 

Flächenbedarfsüberprüfungen und Flächenoptimierungen werden in der Regel im Zusammen-

hang mit Neu- und Umstrukturierungen oder größeren Baumaßnahmen vorgenommen.10 

4.6 Marktorientierte Flächensteuerung 

Diesen Steuerungsverfahren ist gemein, dass sie Marktmechanismen als Anreizinstrumente für 

die effiziente interne Flächensteuerung nutzen. Zu unterscheiden sind hier folgende Verfahrens-

typen11: 

 Bonus-Malus-Modell, 

 Mieter-Vermieter-Modell, 

 Flächenmarkt. 

4.6.1 Bonus-Malus-Modell 

Hochschulische Einrichtungen werden hierbei zu Strafzahlungen verpflichtet, wenn sie mehr 

Flächen in Anspruch nehmen, als ihnen laut einer vorangegangenen Flächenberechnung in 

Verantwortung der Hochschulleitung zustehen. Diese Zahlungsverpflichtung kann als Überbele-

gungsabgabe bezeichnet werden. Entspricht die genutzte Fläche der berechneten zu bean-

spruchenden Fläche, werden keine Zahlungen fällig. Gleichzeitig erhalten die Einrichtungen 

Prämienzahlungen, wenn von ihnen Flächen freigegeben werden. Entsprechend können diese 

einmaligen Bonuszahlungen auch als Rückgabeprämie bezeichnet werden. Zusätzlich besteht 

die Möglichkeit Einrichtungen mit Prämien zu belohnen, die weniger Fläche in Anspruch neh-

men, als ihnen laut Flächenbilanz zustehen würde. Diese Bonuszahlungen können als Unterbe-

                                                
8
 STIFTERVERBAND FÜR DIE DEUTSCHE WISSENSCHAFT (2008), S. 166 

9
 MEYER (2009), S. 134 

10
 RITTER/HANSEL (2005), S. 38 f. 

11 Die Darstellung der bestehenden Steuerungsmodelle basiert vorrangig auf Publikationen der HIS 

GmbH, da bisher lediglich die HIS GmbH in Deutschland auf diesem Gebiet entscheidende Beiträ-

ge veröffentlicht hat.   
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legungszulage bezeichnet werden. Überbelegungsabgaben, einmalige Rückgabeprämien und 

Unterbelegungszulagen lassen sich in einem Modell kombinieren.12 

Wenn keine Prämienzahlungen vorgesehen werden und die Steuerung lediglich auf der Sankti-

onierung von Überbelegung aufbaut, kann diese Variante als Sanktionsmodell bezeichnet wer-

den.13 

Die Berechnung des Flächenbedarfs ist ein zentrales Element dieses Steuerungsverfahrens. 

Der Flächenbedarf für die einzelnen Einrichtungen wird durch die Hochschulleitung bestimmt. 

Für die Berechnung des Flächenbedarfs existieren unterschiedliche Möglichkeiten des Vorge-

hens, die durch die Hochschule intern festgelegt werden müssen. Im Anschluss werden der 

Flächenbedarf und der Flächenbestand verglichen. Die Einrichtungen müssen dann entschei-

den, wie sie anhand der berechneten Flächenbilanz agieren bzw. anhand ihrer zur Verfügung 

stehenden finanziellen Ressourcen agieren können. Ist die Flächenbilanz ausgeglichen, entste-

hen keine Zahlungsverpflichtungen. Nutzen die Einrichtungen mehr Fläche, als ihnen laut der 

hochschulzentralen Flächenbedarfsberechnung zustehen würde, und sind Flächenrückgaben 

nicht möglich, müssen Abgaben aus dem Budget der jeweiligen Einrichtungen gezahlt werden. 

Liegt die Flächenversorgung der Einrichtung unter der berechneten Größe, erhalten diese Ein-

richtungen Prämien, die sie frei verwenden können.14 

Die Wirksamkeit dieses Verfahrens ist abhängig von der Höhe der Straf- bzw. Bonuszahlungen 

und muss durch die Hochschulleitung bestimmt werden. Grundsätzlich ist hierbei kein Bezug zu 

den verursachten Raumkosten zu nehmen und die Straf- bzw. Bonuszahlungen können in ihrer 

Höhe unabhängig gewählt werden. Die Anreizwirkungen müssen aber einerseits so hoch sein, 

dass die Einrichtungen veranlasst werden, ihre Flächenbelegung zu überprüfen und gegebe-

nenfalls zu optimieren, andererseits dürfen Strafzahlungen nur so hoch sein, dass sie von den 

Einrichtungen getragen werden können, wenn eine kurzfristige Rückgabe nicht möglich ist. Um 

die Belastung der Einrichtungen zu beschränken, gibt es die Möglichkeit, Kappungsgrenzen 

einzuführen. RITTER/WEIDNER-RUSSELL (2003) schlagen hier den Bezug zu den zur Verfü-

gung stehenden Haushaltsmitteln vor, wobei Strafzahlungen einen vorher festgelegten Prozent-

satz nicht übersteigen dürfen. Ebenso zeigen sie die Möglichkeit auf, durch Zu- und Abschläge 

auf die unterschiedlichen Qualitäten der Flächen zu reagieren.15 

                                                
12

 RITTER/WEIDNER-RUSSELL (2003), S. 2-8. 

13
 In der Systematik der HIS wurde anfänglich das Bonus-Malus-System auch als Sanktionsmodell 

bezeichnet, z. B. in den Publikationen von RITTER/WEIDNER-RUSSEL (2003),  

RITTER/STRÜBEL (2003) und RITTER/HANSEL (2005). Das Bonus-Malus-Modell wurde in diesen 

Publikationen nur als Ausprägung des Sanktionsmodells verstanden. In der aktuell von der HIS 

vertretenen Systematik ist die Bezeichnung entgegengesetzt - der sich hier angeschlossen wird - 

hier wird das Hauptmodell als Bonus-Malus-Modell bezeichnet., vgl. dazu z. B. HOCHSCHUL-

INFORMATIONS-SYSTEM GMBH (2011), zu dem es verschiedene Ausprägungen gibt.  

14
 Vgl. RITTER/HANSEL (2005), S. 12, 31; RITTER/WEIDNER-RUSSELL (2003), S. 2 

15
 Vgl. RITTER/HANSEL (2005), S. 32 ff.; RITTER/WEIDNER-RUSSELL (2003), S. 6 
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Sämtliche Abgaben der Einrichtungen und Bonuszahlungen an die Einrichtungen müssen im 

Hochschulhaushalt berücksichtigt werden. Daher ist mit Einführung eines Bonus-Malus-Modells 

festzulegen, wie diese Zahlungen zu verrechnen sind und wem die Zahlungen wofür zur Verfü-

gung stehen. Hierbei sind die länder- und hochschulspezifischen haushaltsrechtlichen Vorga-

ben zu berücksichtigen. Für die Akzeptanz des Steuerungsmodells sollten die Zahlungen 

zweckgebunden eingesetzt werden. Das heißt, die Überbelegungsabgabe sollte für entstehen-

de Rückgabeprämien sowie Unterbelegungszulagen verwendet werden. Die Überbelegungsab-

gaben könnten der Beschaffung zusätzlicher Flächen durch Neu- und Umbau, Sanierungen und 

Fremdanmietung dienen.16 

Damit das Steuerungsverfahren hochschulintern zu Flächenoptimierungen führen kann, sind 

Vorgaben für Flächenrückgaben möglich. Diese Regeln sind dann unvermeidlich, wenn nur so 

sichergestellt werden kann, dass freiwerdende Flächen auch eine sinnvolle Nachnutzung durch 

andere Einrichtungen finden können. Es existieren hier verschiedene Möglichkeiten, steuernd 

einzugreifen. Die im Folgenden beschriebenen Regelungsmöglichkeiten lassen sich miteinan-

der kombinieren und sind auch allein einsetzbar: 

 „Mindestflächenumfang: Die Abgabe von Flächen ist nur ab einem bestimmten Umfang 

möglich. Der Umfang kann als Richtwert in Flächeneinheiten (z.B. 100 m² HNF) oder in 

Abhängigkeit von der Gebäudestruktur getroffen werden (z.B. mindestens ein halbes 

Geschoss, mindestens ein Flur etc.). 

 Zusammenhängende Räume: Es dürfen nur Räume abgegeben werden, die aneinander 

angrenzen und eine bestimmte Funktionalität bieten (z.B. mindestens drei angrenzende 

Büros). 

 Zustimmung der Verwaltung: Die Abgabe von Flächen bedarf der Zustimmung der für 

Raumfragen zuständigen Stelle der Verwaltung, die die Nachnutzbarkeit im Einzelfall 

prüft. Der Vorteil liegt in der Vermeidung starrer Regelungen, die nicht immer zweckmä-

ßig sein müssen. Nachteilig ist allerdings, dass die Entscheidungen für die Einrichtungen 

u.U. nicht transparent sind. 

 Nachnutzung gesichert: Nur wenn eine Nachnutzung gesichert ist, d.h. andere Einrich-

tungen die Flächen unmittelbar übernehmen, dürfen Flächen abgegeben werden. Eine 

solche Regelung widerspricht allerdings dem Prinzip einer klaren Verantwortungsab-

grenzung, da den Einrichtungen bei einer nicht realisierten Flächenabgabe durch die 

weiterlaufenden Sanktionszahlungen Kosten entstehen, die sie nicht zu verantworten 

haben.“17 

 Abgabezeitpunkt: Vorgeschrieben werden hier Termine, zu denen Flächen abgegeben 

werden dürfen bzw. die Abgabe im Vorfeld angemeldet werden muss. Diese Regelung 

dient der vereinfachten Koordination der Verwaltung von Belegungsanpassungen.18 

                                                
16

 Vgl. RITTER/WEIDNER-RUSSELL (2003), S. 6 f. 

17
 RITTER/WEIDNER-RUSSELL (2003), S. 7 

18
 Vgl. RITTER/WEIDNER-RUSSELL (2003), S. 7 
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Der zusätzliche Raumbedarf an einer Hochschule kann aber auch so gravierend sein, dass 

derartige Vorschriften nicht notwendig sind, da eine Nachnutzung im Regelfall sofort möglich 

ist.19 

4.6.2 Mieter-Vermieter-Modell 

Grundlage auch dieses Steuerungsverfahrend sind eine genaue Flächenbestandsaufnahme 

und eine Flächenbedarfsbemessung. Das Mieter-Vermieter-Modell basiert auf einer Zahlungs-

verpflichtung der Bereiche für alle genutzten Flächen. Den Bereichen werden dafür Unterbrin-

gungsbudgets durch die Hochschulleitung (bzw. die Hochschulverwaltung) zur Verfügung ge-

stellt, die sie nach einer internen Kosten-Nutzen-Abwägungen auch für andere Zwecke 

einsetzen können. Für die Berechnung der Mittel, die die Einrichtungen bzw. die Bereiche erhal-

ten, sowie für die Berechnung der zu zahlenden Miete sind unterschiedliche Berechnungsvari-

anten möglich. Das in diesem Verfahren entstehende Mietverhältnis ist kein Vertragsschluss im 

privatrechtlichen Sinne, sondern eine hochschulinterne Vereinbarung. Die Regeln für diese 

Vereinbarungen müssen durch die entsprechenden hochschulinternen Leitungsgremien verab-

schiedet und getragen sowie durch die Hochschulverwaltung durchgesetzt werden.20 

Ebenso wie beim Bonus-Malus-Modell muss die Steuerungsebene festgelegt werden, die für 

die einbezogenen Bereiche die strategischen Entscheidungen über die Verwendung der bereit-

gestellten Budgetmitten treffen sollen. Grundsatz bei der Auswahl der Steuerungsebene sollte 

sein, dass die definierten Bereiche selbst ihren Flächenverbrauch steuern können und Mietein-

sparungen ihrem Bereich direkt zugutekommen, d.h. die freiwerdenden Mittel für andere Aufga-

ben verwendet werden dürfen. Die einbezogenen Einrichtungen müssen ein Budget erhalten, 

aus dem sie ihre Mietzahlungen realisieren können. Diese finanziellen Mittel werden in Verant-

wortung der Hochschulleitung durch die Hochschulverwaltung den Bereichen zur Verfügung ge-

stellt. Diese Budgets fließen dann in Form von Mietzahlungen wieder an die Hochschulleitung 

zurück. Erfolgt eine bedarfsgerechte Zuweisung der Mietbudgets an die Bereiche und entspre-

chen die genutzten Flächen den Bedarfsberechnungen, so heben sich die Einnahmen aus den 

Mietbudgets und die Ausgaben für die Mietzahlungen gegenseitig auf. Über die hochschulinter-

ne Mittelverteilung können die gegenseitigen Zahlungen direkt berücksichtigt werden. Ziel auf 

Hochschulebene ist es, dass keine zusätzlichen Finanzmittel benötigt werden. In der Regel wird 

dies erreicht, wenn alle im Steuerungsverfahren integrierten Flächen durch die beteiligten Be-

reiche ausgelastet werden. Sofern bereits auf Landesebene ein Mieter-Vermieter-Modell exis-

tiert, könnten die durch das Land an die Hochschulen gezahlten Unterbringungsbudgets direkt 

an die Einrichtungen weitergegeben werden. Die Einrichtungen zahlen entsprechend ihrem Flä-

chenverbrauch Miete an die Hochschulleitung, die diese wiederrum an das Land bzw. den in 

Vertretung des Landes handelnden Landesbetrieb als Vermieter zu zahlen haben. Grundsätz-

lich wurden bisher zwei Möglichkeiten zur Festlegung der hochschulinternen Mietbudgets ent-

wickelt: 21 

                                                
19

 Vgl. RITTER/WEIDNER-RUSSELL (2003), S. 18 

20
 Vgl. RITTER/WEIDNER-RUSSELL (2003), S. 9, 12 

21
 Vgl. RITTER/WEIDNER-RUSSELL (2003), S. 3 f., 10 ff. 
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 „Bedarfsbezogenes Unterbringungsbudget: Bedarfsbezogenes Unterbringungsbudget: 

Es wird ein gesondertes Teilbudget eingeführt, das die Einrichtungen mit zusätzlichen 

Finanzmitteln ausstattet. Dieses Budget wird so bemessen, dass sich daraus nur die 

durch das Modell entstehenden Zahlungen decken lassen, wenn der Umfang der ge-

nutzten Flächen einen im Rahmen des Modells festgelegten Flächenbedarf nicht über-

steigt [...]. Die Berechnung des Unterbringungsbudgets erfolgt als Produkt aus Flächen-

bedarf und Budgetansatz je Flächeneinheit (ggf. jeweils differenziert nach Flächenarten 

o.ä.). 

 Integriertes Globalbudget: Die Einrichtungen erhalten für alle von ihnen zu erfüllenden 

Aufgaben ein integriertes Globalbudget, in dem auch Mittel für die Unterbringung enthal-

ten sind. Dies setzt voraus, dass die Einrichtungen die Haushaltsmittel selbstständig 

bewirtschaften können. Ein solches Globalbudget kann auf verschiedenen Wegen fest-

gelegt werden, z.B. im Rahmen von Leistungsvereinbarungen oder über parameterge-

steuerte Bemessungsverfahren.“22  

Von RITTER/WEIDNER-RUSSELL (2003) wird als Vorteil für den integrierten Globalhaushalt 

herausgestellt, dass dafür die aufwändige Flächenbedarfsbemessung nicht notwendig ist. Be-

dingung für die Realisierung des Mieter-Vermietermodells über den integrierten Globalhaushal-

tes ist zudem, dass die Haushalte der Einrichtungen umfassend globalisiert wurden.23  

Die Mieten, die die Einrichtungen für Ihre genutzten Flächen zu zahlen haben, werden je Flä-

cheneinheit bemessen und durch die Hochschulleitung verbindlich festgesetzt, d.h. sie sind in 

der Regel nicht weiter verhandelbar. Für die Berechnung der Miethöhe werden von 

RITTER/WEIDNER-RUSSELL (2003) drei Möglichkeiten vorgeschlagen:24 

 „Externe Mieten: Wenn die Hochschule für die Nutzung der Flächen Mieten an einen 

landeseigenen oder privaten Vermieter zahlt, können hochschulinterne Mietsätze auf 

Grundlage dieser Werte festgelegt werden. 

 Kalkulatorische Mieten: Alternativ kann die Hochschule selbst Mieten berechnen, die als 

kalkulatorische Mieten die tatsächlich entstehenden Kosten widerspiegeln sollen. Eine 

Möglichkeit hierzu ist die Berechnung auf der Grundlage von Vergleichsmieten. Hierbei 

ist zu beachten, dass hochschulintern die Hauptnutzfläche als Flächeneinheit verwendet 

wird, während Vergleichsmieten üblicher Weise bezogen auf die Mietfläche angegeben 

werden, die Nebennutz-, Verkehrs- und ggf. Funktionsflächen enthält. Darüber hinaus 

liegen Vergleichsmieten gewöhnlich nur für Büroflächen vor. Daher sollten die Werte im 

Rahmen der Differenzierung für andere Flächenarten angepasst werden [...]. 

Kalkulatorische Mieten können auch auf Grundlage einer Gebäudewertermittlung und 

einer daran anschließenden Berechnung kostendeckender Mieten ermittelt werden. In 

die Mietberechnung gehen der durch ein entsprechendes Verfahren geschätzte Sach-

                                                
22

 RITTER/WEIDNER-RUSSELL (2003), S. 10 f. 

23
 Vgl. RITTER/WEIDNER-RUSSELL (2003) S. 11. 

24
 Vgl. RITTER/WEIDNER-RUSSELL (2003), S. 11 
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wert des Gebäudes, Abschreibungen, die Verzinsung des gebundenen Kapitals und die 

Instandhaltungskosten ein. Ein solches Verfahren kann für die Zwecke eines hochschul-

internen Mietmodells vergleichsweise pauschal angelegt werden, um den Aufwand dafür 

zu begrenzen [...]. Im Ergebnis liegt eine kalkulatorische [Miete] für jedes Gebäude vor. 

Es besteht die Möglichkeit [...] aus diesen Werten einen Durchschnitt für die Hochschule 

zu berechnen und die mittlere Miete[...] anschließend [...] für verschiedene Flächenarten 

zu differenzieren. 

 Gesetzte Mieten: Die Mieten können auch ohne direkten Bezug auf die entstehenden 

Kosten durch einfache Setzung im Rahmen des Modells festgelegt werden. 

Im Unterschied zur Belegungsabgabe der Sanktionsmodelle [bzw. der Bonus-Malus-

Modelle]  sollte dabei allerdings beachtet werden, dass die Miete nicht als isolierter An-

reiz eingesetzt wird, sondern dass die Einrichtungen zwischen verschiedenen Ausga-

bemöglichkeiten wählen können. Da die Miete in die Kosten-Nutzen-Abwägung der Ein-

richtung eingeht, sollte sich deren Höhe auch bei einer Setzung an den tatsächlich 

entstehenden Kosten orientieren, die sich über Vergleichsmieten oder grob berechnete 

kalkulatorische Mieten schätzen lassen.“25 

Die Mieten sollten nach ihren Nutzungsbereichen differenziert werden, um „[...] unterschiedliche 

Kostenintensitäten und Nutzungsmöglichkeiten der Flächen im Modell [...]“26 abzubilden und 

Verzerrungen durch falsche Anreize entgegenzuwirken. Möglich sind auch Abschlagsregelun-

gen für ungünstige Nutzungsmöglichkeiten (z. B. für nachteilige Grundrisslösungen). Auf spezi-

fische Bedingungen bei Hochschulen kann ebenso durch weitere Differenzierungen bei den 

Mietzahlungen reagiert werden, sofern dieses als sinnvoll eingeschätzt wird (z. B. eine stand-

ortabhängige Miete). Alle Ausnahmeregelungen sollten aber möglichst minimiert eingesetzt 

werden, um allgemein gültige Mieten und damit eine höhere Akzeptanz für das Modell zu errei-

chen.27 

Im Steuerungsverfahren können Vorgaben zu Flächenrückgaben und zur Vergabe freier Flä-

chen gemacht werden. Die Entscheidung über den Umfang der zu nutzenden Fläche sollte bei 

diesem Verfahren grundsätzlich bei den integrierten Bereichen liegen. Wie bereits im Bonus-

Malus-Modell gerade beschrieben wurde, ermöglichen gewisse Einschränkungen bei der Flä-

chenrückgabe eine sinnvolle Nachnutzung durch andere Einrichtungen und machen das Modell 

dadurch praktikabel. Die Vergabe von freien Flächen wird durch die Hochschulleitung (bzw. 

durch die damit beauftragte Hochschulverwaltung) gesteuert, die als Vermieter gegenüber den 

Einrichtungen auftritt.28 

Zwischen den beteiligten Einrichtungen und Bereichen als Mieter sowie der Hochschulleitung 

(bzw. der Hochschulverwaltung) werden Mietvereinbarungen geschlossen. Inhalte dieser Ver-

                                                
25

 RITTER/WEIDNER-RUSSELL (2003), S. 11 

26
 RITTER/WEIDNER-RUSSELL (2003), S. 11 

27
 Vgl. RITTER/WEIDNER-RUSSELL (2003), S. 11 f. 

28
 Vgl. RITTER/WEIDNER-RUSSELL (2003), S. 12 
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einbarungen sollten gebäudeabhängige Aufstellungen sämtlicher genutzter Flächen sowie Flä-

chenqualitäten und die dafür fälligen Mietzahlungen sein. Bei Bedarf können beabsichtigte zu-

künftige Änderungen der Flächennutzung (z. B. Flächenrückgabe bzw. Flächenmehrbedarf) in 

die Mietvereinbarung mit aufgenommen werden.29   

4.6.3 Flächenmarkt 

Im Flächenmarkt erfolgt ein „marktförmiger Austausch von Räumen und Flächen zwischen den 

Hochschuleinrichtungen“30 über einen internen Markt.31 

Die beteiligten Einrichtungen können zeitlich befristet nicht benötigte Flächen gegen Mietzah-

lung an andere Einrichtungen abgeben. Dieser Austausch kann direkt zwischen den Einrichtun-

gen erfolgen32 oder über einen zentral geführten Pool von Verfügungsflächen.33 

Die Universität Heidelberg hat ein Flächensteuerungsverfahren mit der Bezeichnung „Raum-

markt“ als Pilotprojekt eingeführt. In diesem Verfahren werden das Bonus-Malus-Modell und ein 

intern geschaffener Flächenmarkt kombiniert.  Die besonderen Steuerungsaspekte, die von den 

Regelungen im Bonus-Malus-Modell abweichen und sich auf den geschaffenen Flächenmarkt 

beziehen, werden hier als eigenständige Steuerungsmechanismus dargestellt und deshalb ge-

sondert beschrieben.34    

Die Einrichtungen können versuchen, über eine lang- oder kurzfristige Weitergabe ihrer Flächen 

an andere Einrichtungen ihr eigenes Budget zu entlasten. Entsprechend haben Einrichtungen 

die Möglichkeit für Forschungsprojekte temporär zusätzliche Fläche anzumieten, die, wenn Sie 

über den berechneten Flächenbedarf hinausgehen, über die Forschungsprojekte selbst zu fi-

nanzieren sind. Zusätzlich besteht die Möglichkeit, dass die Einrichtungen untereinander Flä-

chen tauschen, um damit eventuell bestehende Unterschiede zwischen Ansprüchen an die 

Qualität und die Ausstattung der Flächen auszugleichen.35   

                                                
29

 Vgl. RITTER/WEIDNER-RUSSELL (2003), S. 12 

30
 HIS (2011) 

31
 Vgl. REKTORAT DER RUPRECHT-KARLS-UNIVERSITÄT HEIDELBERG (2005), S. 51 

32
 Vgl. RITTER/WEIDNER-RUSSELL (2003), S. 18 

33
 Vgl. REKTORAT DER RUPRECHT-KARLS-UNIVERSITÄT HEIDELBERG (2005), S. 53 

34
 Vgl. REKTORAT DER RUPRECHT-KARLS-UNIVERSITÄT HEIDELBERG (2005), S. 51 ff. 

35
 Vgl. REKTORAT DER RUPRECHT-KARLS-UNIVERSITÄT HEIDELBERG (2005), S. 51 ff., 

RITTER/WEIDNER-RUSSELL (2003), S. 18 f. 
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4.7 Kooperative Flächensteuerung  

Im Zuge der aktuell dominierenden wissenschaftlichen Untersuchung von marktorientierten Flä-

chensteuerungsverfahren bei Hochschulen sind weitere Ansätze vorgeschlagen worden, um 

Nachteile, die sich bei einer monetären Steuerung ergeben, zu vermeiden. Die folgenden Mo-

delle basieren auf Anreizmechanismen, die auf Zusammenarbeit und Verhandlungen beruhen.36 

4.7.1 Flächenverteilung in Gremien 

Eine äußerst kooperative Form der Flächensteuerung ist die Flächenverteilung in Gremien. In 

der im Rahmen des Forschungsprojektes „Allokation und Steuerung von Flächenressourcen in 

Hochschulen“ (FLHO)37 durchgeführten Onlinebefragung38 hat sich herausgestellt, dass Hoch-

schulen dieses Steuerungsinstrument einsetzen oder planen es einzusetzen.39 

Innerhalb von Hochschulen können Gremien zur Flächenverteilung implementiert sein, die an 

der Raumverteilung beteiligt sind. In der Regel sind in diesen Gremien unterschiedliche Berei-

che, wie z. B. Vertreter der Universitätsleitung, mit der operativen Flächensteuerung betraute 

Mitarbeiter aus der Hochschulverwaltung sowie Fakultätsvertreter involviert. Die Gremien zur 

Flächenverteilung können eingerichtet sein, um für die gesamte Hochschule Raumzuordnungen 

sowie Probleme bei der Flächenallokation zu lösen40 oder um lediglich ausgewählte Flächen    

z. B. Lehrflächen zu betrachten41. Wer an den Gremien beteiligt ist und welche Flächenarten 

dort thematisiert werden, ist abhängig von den Steuerungsebenen innerhalb der Hochschule. 

4.7.2 Hochschulinterne Zielvereinbarungen über Flächenressourcen 

Zielvereinbarungen sind ein Führungsinstrument aus dem privaten und öffentlichen Sektor. Im 

New Public Management (NPM) bzw. im Neuen Steuerungsmodell (NSM), deren Ziel eine Ver-

waltungsmodernisierung der öffentlichen Hand ist, ist die Zielvereinbarung ebenso ein wichtiges 

Steuerungselement. Praktisch werden Zielvereinbarungen in unterschiedlichen Bereichen an-

gewendet, und es können selbst in einer Organisation unterschiedliche Zielvereinbarungsmo-

delle nebeneinander existieren. Zum Beispiel als Führungsprinzip in der Personalentwicklung, 

als Grundlage für eine leistungsorientierte Vergütung oder als Steuerungsinstrument zwischen 

                                                
36

 Vgl. STIFTERVERBAND FÜR DIE DEUTSCHE WISSENSCHAFT (2008), S. 170 

37
 Vgl. dazu Kap. 1.2 und 1.3. 

38
 Onlineumfrage im Rahmen des Forschungsprojektes „Allokation und Steuerung von Flächenres-

sourcen in Hochschulen“ (FLHO) im Zeitraum vom 31.05.-29.06.2012 bei 578 deutschen Hoch-

schulen, Rücklaufquote 20%. 

39
 Vgl. dazu Kap. 3.5. 

40
 Vgl. SCHMITT (Interview 14.11.2013). 

41
 Vgl. NETH (Interview 11.03.2013). 



4 Hochschulinterne Flächensteuerungsmodelle 

69 

 

Politik und Verwaltung.42 Wichtige gemeinsame Grundlagen dieser unterschiedlichen Anwen-

dungsbereiche sind durch TONDORF/et al. (2002) herausgearbeitet: 

 „die Ausrichtung auf Zukunft durch Festlegung von Zielen und Überprüfung der Zieler-

reichung anstelle einer ausschließlich rückwärtsgerichteten Betrachtung des Erreichten, 

 die Orientierung am Output anstelle einer input-bezogenen Betrachtung, 

 der kooperative Charakter der Zielvereinbarungen anstelle einer einseitigen Vorgabe 

oder Beurteilung von Leistungen durch Vorgesetzte und 

 der Vertragscharakter und die daraus resultierende relativ hohe Verbindlichkeit zwischen 

den Parteien der Zielvereinbarung gegenüber weiniger verbindlichen Leitlinien und Apel-

len.“43 

Interne Zielvereinbarungen wurden erst Ende der 1990 als neues Steuerungsinstrument an 

deutschen Hochschulen eingeführt.44 Inzwischen haben sie sich zu einem gebräuchlichen In-

strument der kooperativen Zielbildung und der strategischen Planung etabliert.45 Hierbei kann 

zwischen externen und internen Zielvereinbarungen unterschieden werden. Externe Zielverein-

barungen können zwischen sämtlichen Hochschulen eines Landes bzw. einzelnen Hochschulen 

und dem zuständigen Landesministerium geschlossen werden. Bei internen Zielvereinbarungen 

verhandeln die Hochschulbereiche mit der Hochschulleitung vertragliche Regelungen aus.46  

Zwischen der Hochschulleitung und den fachlichen Bereiche werden hierbei im Einklang mit der 

Hochschulstrategie Zielsetzungen definiert, die durch die Hochschulbereiche erfüllt werden sol-

len. Gleichzeitig wird in diesem partnerschaftlichen Dialog vereinbart, welche Ressourcen und 

welche Unterstützung durch die Hochschulleitung dafür notwendig sind. Diese Vereinbarungen 

sollten in gegenseitigem Einverständnis getroffen werden. Die vertraglich vereinbarten Zielver-

einbarungen enthalten in der Regel Festlegungen, die Folgen für Nichteinhaltung bzw. Nichter-

reichung der Ziele regeln.47 Konsequenzen für nicht erreichte Ziele können einerseits Budget-

kürzungen oder andere ressourcenrelevante Abmachungen (z. B. Neubesetzungen von 

Professuren) sein. Bei dem größten Anteil der Universitäten, die Zielvereinbarungen als internes 

Steuerungsinstrument nutzen, sind diese auch direkt budgetrelevant (87 Prozent). Hierbei sind 

zwei Ansätze bei den Hochschulen etwa gleichrangig etabliert. Entweder die Hochschulen zie-

hen Zielvereinbarungen für die Zuweisung zusätzlicher finanzieller Mittel heran. Üblich sind hier 

Budgetaufstockungen abhängig von der Zielerreichung von 0,1 bis 1,1 Prozent über die Höhe 

der eigentlichen staatlichen Zuweisung hinaus. Die andere Hälfte der Universitäten verwenden 

                                                
42

 Vgl. KEGELMANN (2007), S. 87 ff.; TONDORF/BAHNMÜLLER/KLAGES (2002), S. 11 ff. 

43
 TONDORF/BAHNMÜLLER/KLAGES (2002), S. 11 f. 

44
 Vgl. JAEGER (2006), S. 57 

45
 Vgl. z. B. JAEGER/LESZCZENSKY (2007), S. 5, KRACHT (2006), S. 138 ff., 161, JAEGER (2006), 

S. 57, 63, NICKEL (2007), S. 124 

46
 Vgl. KRACHT (2006), S. 138 ff. 

47
 Vgl. NICKEL (2007), S. 137 
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Zielvereinbarungen für die Festsetzung des Grundbudgets der Fakultäten bzw. der Fachberei-

che. Neben staatlichen Zuschüssen werden über Zielvereinbarungen 0,3 bis 62 Prozent der 

Budgets verteilt.48 

Methodisch sind verschiedene Modelle möglich, welche Konsequenzen die Zielerreichung bzw. 

die Zielverfehlung haben können. WEICHSELBAUMER/ZIEGELE (2001) haben hierbei folgen-

de Alternativen aufgezeigt: 

 Zielerreichungsindikator: Die Zielerreichung wird quantitativ über Messwerte bzw. Kenn-

größen ermittelt und automatisch an die finanziellen Zuweisungen gekoppelt. 

 Punktesystem: Dieses Steuerungssystem ist eine Abwandlung des Systems über Zieler-

reichungsindikator. Grundlage für die automatische Mittelzuweisung ist eine Umschlüs-

selung der ermittelten  Messgröße in ein Punktesystem. Die höchste Punktzahl und da-

mit die komplette mögliche Budgetzuweisung werden erreicht, wenn das Ziel vollständig 

erreicht wird. Die Punktzahl und verknüpft damit das Budget verringern sich bei entspre-

chend geringerer Zielerreichung. Durch dieses Punktesystem lassen sich die Ergebnisse 

verschiedener Zielstellungen vergleichen.   

 Einbehaltung von Raten: Zusammen mit den Zielvereinbarungen werden Meilensteine 

für die Zielerreichung definiert. Die Zahlung von einzelnen Raten wird an die Zielerrei-

chung zu den einzelnen Meilensteinen gekoppelt. Hierbei kann geregelt werden, wie 

hoch der Einbehalt ausfällt, wenn Ziele nicht erreicht werden. 

 Korridoransatz: Zwischen den in den Zielvereinbarungen getroffenen Zielen und den da-

für gemessenen Kennwerten liegt keine automatische Koppelung zur finanziellen Zuwei-

sung vor. Dafür werden die für die Bewertung der Ziele relevanten Kenngrößen be-

obachtet und erst bei deutlichen Verfehlungen der Ziele besteht die Möglichkeit, 

finanzielle Mittel zu kürzen. Bei der Hochschulleitung verbleibt ein Ermessensspielraum 

bezüglich der Höhe der Zuwendungen. Dieser Ermessensspielraum kann genutzt wer-

den, mögliche aufgetretene Probleme, die die Zielerreichung behindert haben, zu behe-

ben.  

 Verhandlungsposition der nächsten Runde: Die Zielerreichung wirkt sich nicht auf das 

zur Verfügung stehende Budget aus. Werden Ziele nicht erreicht verschlechtert sich die 

Verhandlungsposition für die nächste Verhandlungsrunde dieses Vertragspartners zu-

gunsten anderer Bereiche, die ihre Ziele erreicht haben und somit im Ressourcenwett-

bewerb besser gestellt werden.49  

Durch JAEGER (2006) wird herausgestellt, dass die Hauptanwendungsbereiche für die Ver-

wendung von Zielvereinbarungen im Bereich der Lehre, der Forschung und der wissenschaftli-

chen Nachwuchsförderung liegen.50 RITTER/HANSEL (2005) schlagen hochschulinterne Ziel-

vereinbarungen als mögliches Anreizkonzept für die Flächenoptimierung in Hochschulen vor. 

                                                
48

 Vgl. JAEGER (2006), S. 61 f. 

49
 Vgl. WEICHSELBAUMER/ZIEGELE (2001), S. 27 f. 

50
 Vgl. JAEGER (2006), S. 58 
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Zwischen Hochschulleitung und fachlichem Bereich bzw. Hochschulverwaltung werden in Ver-

handlungen für einen vereinbarten zeitlichen Horizont Ziele für zu erbringende Leistungen und 

die dafür bereitgestellten Ressourcen getroffen. Teil dieser Absprachen können Optimierungen 

der Ressource Fläche zum Ziel haben.51 Diese Anwendungsmöglichkeit von Zielvereinbarungen 

ist aber derzeit noch kein gebräuchliches Anreizinstrument in Hochschulen.52 Von Hochschulen 

ist dieses Steuerungsinstrument aber bereits als Alternative identifiziert worden.53 

4.7.3 Mehrfachnutzungen 

Hochschulinterne und hochschulexterne Einrichtungen sowie Bereiche unterschiedlicher Hoch-

schulen nutzen hierbei auf freiwilliger Basis Flächen gemeinsam. Bei der gemeinsamen Nut-

zung durch hochschulinterne Einrichtungen können durch hohe Auslastungen Flächen einge-

spart werden und der parallelen Vorhaltung von Flächen mit geringer Auslastung wird 

entgegengewirkt. Ebenso können Flächen zeitlich befristet an externe Vertragspartner unter-

vermietet und damit zusätzliche Einnahmen für die Einrichtungen generiert werden. Vorausset-

zungen für diese Flächenkooperationen sind, dass die Ressourcenverantwortung für die Flä-

chen bei den jeweiligen Bereichen liegen, Untervermietungen generell rechtlich möglich sind 

und die Einrichtung über die erzielte Einnahmen bzw. von den Einsparungen selbst profitieren 

können.54 

Flächenkooperationen bieten sich insbesondere für Flächen mit teurer Ausstattung an, wie z. B. 

Studios, Speziallabore, Bibliotheken, Mensen, Einrichtungen des Hochschulsports. Vorteil einer 

gemeinsamen Nutzung ist einerseits, dass dadurch Flächen nicht mehrfach vorgehalten werden 

müssen, sondern andererseits auch die kostspielige Ausstattung, der Betrieb, die Bewirtschaf-

tung und die personelle Betreuung nicht doppelt bereitgestellt werden müssen. Zusätzlich sind 

Large-Scale Effekte möglich, was weitere Einsparungen für alle Beteiligten bewirkt.55   

4.7.4 Flächenpoolkonzepte 

Flächenpoolkonzepte sind ein Steuerungsmodell, um auf temporäre Raumanforderungen vor-

rangig für Büro- und Laborflächen innerhalb der Hochschule reagieren zu können. Zentral wird 

dazu – wie beim „Flächenmarkt“ – ein  Pool von Verfügungsflächen geführt, auf den bei Bedarf 

die Einrichtungen in Kooperation mit der operativen Raumverwaltung gleichrangig Zugriff ha-

                                                
51

 Vgl. RITTER/HANSEL (2005), S. 37 f. 

52
 Vgl. JAEGER (2006), S. 58 f. 

53
 Vgl. z. B. WÜLBERN (2007), S. 64; LANGE/HORCH (2007), S. 65 

54
 Vgl. ARBEITSKREIS "IMMOBILIENMANAGEMENT" DER DEUTSCHEN 

UNIVERSITÄTSKANZLER (2002), S. 25 

55
 Vgl. ARBEITSKREIS "IMMOBILIENMANAGEMENT" DER DEUTSCHEN 

UNIVERSITÄTSKANZLER (2002), S. 25 f. 
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ben. An der Universität Konstanz z. B. wird dieses Steuerungsprinzip als „zentrale Raumreser-

ve“ bezeichnet.56 

4.7.5 Verhandlungen über Flächenressource in Berufungs- und  

Bleibeverhandlungen 

Berufungsverhandlungen finden nach Ruferteilung und vor einem Ernennungsverfahren für eine 

Professur zwischen der Hochschule sowie gegebenenfalls auf ministerialer Ebene und dem im 

Berufungsverfahren erstplatzierten Wissenschaftler statt.57 Bleibeverhandlungen finden in der 

Regel zwischen dem Lehrstuhlinhaber und der Universitätsleitung in Absprache mit der ent-

sprechenden Fakultät statt, wenn ein externes Berufungsangebot besteht.58 In Berufungs- und 

Bleibeverhandlungen können zwischen den Vertragspartnern vielfältige Vereinbarungen getrof-

fen werden. In erster Linie werden in diesen Verhandlungen die personelle, die sächliche und 

die räumliche Ausstattung geregelt.59 Verhandlungsgegenstände bei der räumlichen Ausstat-

tung können der Umfang, die Qualität und die Ausstattung der Büros, Labore oder sonstige 

notwendige Räume sein. Es können auch Regelungen zu Renovierungs- und Umbaumaßnah-

men getroffen werden.60 

Da die räumliche Ausstattung ein wichtiger Verhandlungsaspekt bei Berufungs- und Bleibever-

handlungen ist, hat die Hochschule hier die Möglichkeit, evtl. bestehende Flächendisparitäten 

auszugleichen oder bei neu einzurichtenden Professuren auf einen sparsamen Umgang mit der 

Flächenressource hinzuwirken. In die vertragliche Berufungsvereinbarung kann ein Passus in-

tegriert werden, der eine Überprüfung der bereitgestellten Infrastruktur anhand ebenfalls vorher 

festgelegter Kriterien nach einer zeitlichen Frist von beispielsweise vier bis fünf Jahren vorsieht. 

Diese vereinbarte Überprüfung ermöglicht es der Hochschulleitung, evtl. zu umfangreiche Flä-

chenbereitstellungen wieder zu korrigieren. Diese Überprüfung ist in vielen Bundesländern im 

Hochschulrahmengesetz geregelt. Im Sächsischen Hochschulgesetz ist beispielsweise folgende 

Regelung für die Hochschulen bindend: 

„Die personelle und sächliche Ausstattung der Aufgabenbereiche von Professoren wird befristet 

für bis zu 5 Jahre festgelegt. Berufungszusagen stehen unter dem Vorbehalt der Mittelbewilli-

gung durch den Landtag sowie staatlicher Maßgaben zur Verteilung von Stellen und Mitteln. In 

der Vergangenheit unbefristet erteilte Berufungszusagen sind zu überprüfen und nach Satz 1 zu 

befristen.“61  

 

                                                
56

 Vgl. NETH (Interview 11.03.2013). 

57
 Vgl. HOCHSCHULVERBAND (2012) 

58
 Vgl. DETMER (2009), S. 912 

59
 Vgl. RADAU (2011), S. 671 

60
 Vgl. RADAU (2010), Folie 6 

61 SächsHSG (2008) § 60 (7) 
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4.8 Gestaltung eines Flächensteuerungsmodells  

Um Flächensteuerung durchführen zu können, ist es notwendig, den Bestand an Räumen und 

Flächen zu kennen. Nur wenn ein Überblick über das Steuerungsobjekt besteht, dann ist über-

haupt eine Steuerung möglich. Deshalb ist es für die Flächensteuerung eine Minimalanforde-

rung, ein Raumbuch zu führen und dieses auf einem aktuellen Stand zu halten. 

Eine weitere notwendige Voraussetzung für Flächensteuerung sind Flächenbedarfsberechnun-

gen. Nur wenn der Bedarf an Flächen und die notwendigen Ausstattungsmerkmale bekannt 

sind, ist es möglich, steuernd einzugreifen und auf den Bedarf sowie die geforderten Ausstat-

tungsanforderungen zu reagieren. Die Detailierung der Flächenbedarfsberechnung ist dabei 

abhängig von dem verfolgten Flächensteuerungsmodell. 

Neben den minimalen Voraussetzungen bieten weitere Instrumente Unterstützung bei der Flä-

chensteuerung. Hilfe bei der Flächensteuerung kann möglich sein durch die Verwendung: 

 eines CAFM-Systems, 

 von Flächenstandards, 

 systematische Auslastungsuntersuchungen und 

 Flächenkennwertbildungen.62 

Die eigentliche Steuerung erfolgt über Flächensteuerungsverfahren. Die in den Kapitel 4.3 bis 

4.7 aufgeführten Flächensteuerungsverfahren sind generell alle zur Flächensteuerung an Hoch-

schulen geeignet. Es lassen sich aber Verfahren identifizieren, die als Hauptverfahren bezeich-

net werden sollen: 

 Hierarchische Flächensteuerung, 

 Bonus-Malus-Modell, 

 Mieter-Vermieter-Modell, 

 Flächenmarkt, 

 Flächenverteilung in Gremien, 

 Hochschulinterne Zielvereinbarungen über Flächenressourcen. 

Diese Verfahren eignen sich generell, singulär als tragende Verfahren an den Hochschulen ein-

gesetzt zu werden. Abgestimmt ist es möglich, verschiedene Hauptverfahren nebeneinander 

anzuwenden. Dabei müssen aber die Verfahren getrennt nach unterschiedlichen Bereichen  

oder nach Flächenarten verwendet werden, da sich sonst die jeweiligen Steuerungsmechanis-

men gegenseitig negativ beeinflussen.  

  

                                                

62
 Vgl. dazu Kapitel 4.2. 
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Neben diesen Hauptverfahren lassen sich parallel bereichernde Verfahren integrieren, die wei-

tere Steuerungseffekte bewirken: 

 Flächenmarkt, 

 Strategische Flächenorganisation, 

 Mehrfachnutzungen, 

 Flächenpoolkonzepte, 

 Verhandlungen über Flächenressource in Berufungs- und Bleibeverhandlungen, 

 Kennzahlenvergleiche, 

 Arbeitsplatz- und Büroformkonzeption, 

 Flexibilisierte Mietverträge, 

 Outsourcing. 

Diese bereichernden Verfahren können parallel, d.h. auch für gleiche Bereiche und gleiche Flä-

chenarten, ergänzend zu den Hauptverfahren angewendet werden. 

Bei der Auswahl und der Ausgestaltung eines Flächensteuerungsmodells sind immer eine 

hochschulspezifische Ausgestaltung und Anpassung notwendig. Faktoren, die bei der Auswahl 

und Anpassung der Flächensteuerungsverfahren beachtet werden müssen, sind insbesondere: 

 der Fächerkanon,  

 die Studierendenzahlen,  

 die Größe und die Qualität der bewirtschafteten Fläche,  

 die Lagebesonderheiten,  

 Entwicklungsziele und Prognosen und dabei insbesondere  

 die Flächensteuerungsziele für die Hochschule. 

 der rechtliche Status der Hochschule und davon abhängig 

 die Möglichkeiten der Selbstverwaltung der Hochschule, 

 bereits integrierte generelle Steuerungsprinzipien auf Hochschulebene,  

 die liegenschaftsspezifischen Rahmenbedingungen, 

 bei staatlichen bzw. bei staatlich mitfinanzierten Hochschulen die Vorgaben des jeweili-

gen Bundeslandes und 

 bei kirchlichen und privaten Hochschulen die Vorgaben des Hochschulträgers. 

Die Berücksichtigung der aufgeführten Faktoren bedeutet dabei nicht, dass auf alle bestehen-

den Rahmenbedingungen reagiert werden muss. Vielmehr sollten bei der Auswahl, Anpassung 

und späteren Implementierung eines Flächenteuerungsmodells bestehende Gegebenheiten 

hinterfragt werden. Im Zuge eines Umstrukturierungsprozesses kann versucht werden, existie-

rende Zwänge und Einschränkungen zu beseitigen.   
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4.9 Fazit 

Flächensteuerung ist nicht nur bei Hochschulen eine wichtige Thematik, auch für andere Berei-

che des öffentlichen Sektors und der Wirtschaft ist eine effektive Flächensteuerung von hoher 

Bedeutung. Für die Hochschulen bedeutet das, dass sie bei der Flächensteuerung auf Erfah-

rungen mit hochschulspezifischen Vorgehensweisen zurückgreifen und von den Erkenntnissen 

aus anderen Bereichen profitieren können.  

Um an Hochschulen überhaupt Flächen zu steuern, werden das Führen eines Raumbuches und 

Flächenbedarfsberechnungen als minimale Voraussetzungen angesehen. Nur wenn der Be-

stand und der Bedarf an Flächen bekannt sind, können Flächen gesteuert und ein Modell zur 

Flächensteuerung implementiert werden.   

Ein Flächensteuerungsmodell für Hochschulen muss die Besonderheiten in der Lehre und der 

Forschung berücksichtigen und auf die Rahmenbedingungen reagieren. Die inneren und äuße-

ren Rahmenbedingungen sollten dabei aber nicht als unverrückbare Gegebenheiten begriffen 

werden. Vielmehr können durch die Implementierung eines neuen Flächensteuerungsmodells 

auch positive hochschulweite strukturelle Veränderungen und Weiterentwicklungen angestoßen 

werden.  
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8 FLÄCHENREDUZIERUNG IM BEZIRKSAMT SPANDAU –                       

EIN SPÜRBARER BEITRAG ZUR HAUSHALTSKONSOLIDIERUNG 

 

Michael Marchionini,  

Geschäftsführer der ReCoTech GmbH 

in Zusammenarbeit mit: 

Katharina Behrens, 

Leiterin Serviceeinheit Facility Management in der Abteilung Personal, Finanzen und Facility 

Management im Bezirksamt Spandau 
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9 FLÄCHENMANAGEMENT BEI MERCK 

Volker Thum,  

SO-C Facility Management, Merck KGaA 
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